
Voraussetzung, dass die Emittentin dinglich lastenfreies Eigentum an 

den Ausrüstungsgegenständen erwerben kann. Die Ausrüstungsge-

genstände werden Rentabilitäts- und Ertragseigenschaften aufweisen, 

die es der Emittentin ermöglichen sollen, mindestens Erträge zu er-

wirtschaften, die der Höhe nach ihren gegenüber den Anlegern beste-

henden Pflichten auf Zahlung von Zinsen sowie auf Rückzahlung der 

Namensschuldverschreibungen zuzüglich ihrer eigenen Kosten ent-

sprechen. Die Emittentin plant, schwerpunktmäßig Standardcontainer, 

Standard-Tankcontainer, Wechselkoffer und Güterwagen als Anlageob-

jekte zu erwerben. Die Emittentin plant, Ausrüstungsgegenstände als 

Anlageobjekte zu erwerben, die zum Zeitpunkt des Erwerbs vermietet 

oder unvermietet sind.

Anlagestrategie, Anlagepolitik 

Die Anlagestrategie der Emittentin besteht darin, dass sich die Emitten-

tin im Markt für Ankauf, Verkauf und Vermietung Ausrüstungsgegenstän-

den (Logistikequipment wie Standardcontainer, Standard-Tankcontainer, 

Wechselkoffer, Güterwagen und sonstige Ausrüstungsgegenstände) 

engagieren will. Zu diesem Zweck wird die Emittentin mit den zur Verfü-

gung stehenden Nettoeinnahmen Ausrüstungsgegenstände erwerben, 

vermieten und verkaufen. Darüber hinaus wird die Emittentin aus er-

wirtschafteten Liquiditätsüberschüssen weitere Ausrüstungsgegenstän-

de erwerben, vermieten und verkaufen. Die Emittentin beabsichtigt, 

Erträge aus dieser Bewirtschaftung der Ausrüstungsgegenstände zu 

erzielen, um daraus die Zinszahlungen an die Anleger zu leisten und die 

Erwerbspreise für die Namensschuldverschreibungen an die Anleger 

zum Ende der Laufzeit der Vermögensanlage zurückzuzahlen. Die Anla-

gepolitik der Emittentin besteht darin, mit den ihr aus dieser Emission 

zur Verfügung stehenden Nettoeinnahmen im Einklang mit der Anlage-

strategie Ausrüstungsgegenstände zu erwerben und zu bewirtschaften. 

Die Ausrüstungsgegenstände stehen ihrer Gattung nach fest. Welche 

konkreten Ausrüstungsgegenstände die Emittentin erwerben wird, steht 

zum Stand dieses Informationsblattes noch nicht fest.

Finanzierung

Die Emittentin finanziert den Erwerb der Ausrüstungsgegenstände aus 

den Nettoeinnahmen, die die Emittentin aus den von Anlegern gezahl-

ten Erwerbspreisen erzielt. Die Nettoeinnahmen entsprechen den von 

den Anlegern gezahlten Erwerbspreisen abzüglich Provisionen. Darüber 

hinaus beabsichtigt die Emittentin, den Erwerb der Ausrüstungsgegen-

stände auch aus erzielten Liquiditätsüberschüssen zu finanzieren.

Laufzeit und Kündigungsfrist 

Die Laufzeit der Vermögensanlage beträgt für jeden Anleger grundsätz-

lich 38 Monate. Die Laufzeit beginnt dabei für jeden Anleger individuell 

mit dem Beginn der Laufzeit der Namensschuldverschreibungen und 

endet mit der letzten Zinszahlung und der Rückzahlung der Namens-

schuldverschreibungen an den Anleger. Die Laufzeit der Namensschuld-

1.	 Bezeichnung der Vermögensanlage: 
Solvium Exklusiv Invest 26-01

2.	� Art der Vermögensanlage: 
Nachrangige Namensschuldverschreibungen gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 6 

VermAnlG mit fester Verzinsung.

3.	� Emittentin und Anbieterin der Vermögensanlage 
Solvium Exklusiv Invest GmbH, ABC-Straße 21, 20354 Hamburg

4.	� Beschreibung der Vermögensanlage 

Struktur und Anlageform 

Die Emittentin bietet Anlegern nachrangige Namensschuldverschreibun-

gen an, die während ihrer Laufzeit fest verzinslich sind. Die Emittentin 

schließt mit jedem Anleger einen schuldrechtlichen Vertrag ab, der die 

gegenseitigen Rechte bzw. Ansprüche und Pflichten der Anleihebedin-

gungen umfasst. Weder die Namensschuldverschreibungen selbst noch 

die daraus resultierenden Rechte auf Zinszahlung und Rückzahlung sind 

oder werden verbrieft. Nach den Anleihebedingungen hat der Anleger 

schuldrechtliche Ansprüche auf Zahlung von Zinsen und auf Rückzah-

lung seiner Namensschuldverschreibungen gegen die Emittentin.

Diese Zahlungsansprüche aller Anleger sind untereinander gleichrangig, 

unterliegen jedoch einem sogenannten qualifizierten Rangrücktritt, den 

die Anleger mit der Emittentin in den Anleihebedingungen vereinbaren. 

Die genaue Funktionsweise des qualifizierten Rangrücktritts ergibt sich 

aus § 6 der Anleihebedingungen. Das mit dem qualifizierten Rangrück-

tritt verbundene spezifische Risiko ist in der Angebotsunterlage (Kapi-

tel 4.3 „Risiko aus qualifiziertem Rangrücktritt“, S. 38 f.) beschrieben.

Zusammengefasst bedeutet das, dass die Anleger Zahlungen von der 

Emittentin erst und nur erhalten, wenn die Emittentin ihre anderen 

Gläubiger, die mit der Emittentin keinen Rangrücktritt nach § 39 Abs. 2 

Insolvenzordnung vereinbart haben, vollständig befriedigt hat und die 

Zahlungen an Anleger nicht zum Vorliegen eines Insolvenzgrundes bei 

der Emittentin führen. Der Anleger wird weder Gesellschafter der Emit-

tentin noch ist er auf irgendeine andere Weise unternehmerisch an der 

Emittentin beteiligt.

Anlageobjekte 

Die Anlageobjekte der vorliegenden Vermögensanlage sind die von 

der Emittentin zu erwerbenden und zu bewirtschaftenden Ausrüs-

tungsgegenstände (Standardcontainer, Standard-Tankcontainer, 

Wechselkoffer, Güterwagen und sonstige Ausrüstungsgegenstände). 

Die Emittentin wird die Ausrüstungsgegenstände nach Erhalt der Mit-

tel aus der vorliegenden Vermögensanlage und aus erwirtschafteten 

Liquiditätsüberschüssen erwerben. Investitionskriterien für alle von 

der Emittentin zu erwerbenden Ausrüstungsgegenstände als Anlage-

objekte sind deren Rentabilitäts- und Ertragseigenschaften sowie die 

Dieses Dokument gibt einen Überblick über wesentliche Merkmale, insbesondere die Struktur, die  
Risiken sowie die Kosten und Provisionen der Vermögensanlage „Solvium Exklusiv Invest 26-01“.

Für das Angebot der vorliegenden Vermögensanlage besteht nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 c) VermAnlG keine 
Pflicht zur Veröffentlichung eines Verkaufsprospekts, weil der Preis jedes angebotenen Anteils mindes-
tens 200.000 Euro je Anleger beträgt.

Produktinformationsblatt nach Wertpapierhandelsgesetz  

Solvium Exklusiv Invest 26-01
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Diese Umstände können zu einer Privatinsolvenz bzw. Insolvenz des 

Anlegers als maximales Risiko führen.

      �

Liquiditätsrisiken 

Die liquiden Mittel der Emittentin resultieren aus der Vereinnahmung 

von laufenden Mietzahlungen und von Veräußerungserlösen aus dem 

Verkauf von Ausrüstungsgegenständen.

Die Emittentin ist nur in der Lage, die Zahlungen an den Anleger voll-

ständig und rechtzeitig zu erbringen, wenn sie zum Zeitpunkt der Fäl-

ligkeit der Ansprüche des Anlegers über genügend liquide Geldmittel 

verfügt. Die Emittentin verfügt nur dann über genügend liquide Geld-

mittel, wenn die Endnutzer der Ausrüstungsgegenstände und die Käufer 

der Ausrüstungsgegenstände bei deren Veräußerung ihre gegenüber der 

Emittentin bestehenden Zahlungspflichten vollständig und rechtzeitig 

erfüllen. Es kann der Fall eintreten, dass die Emittentin zum Zeitpunkt 

der Fälligkeit der Ansprüche des Anlegers keine oder zu geringe Zahlun-

gen von den Endnutzern bzw. Käufern erhalten hat bzw. erhält.

Es besteht das Risiko, dass die Emittentin Zinsszahlungen und/oder die 

Rückzahlung des Erwerbspreises für die Namensschuldverschreibungen 

nicht, nicht in voller Höhe oder nicht zum vereinbarten Zeitpunkt an den 

Anleger leistet, wenn es zum teilweisen oder vollständigen Ausfall von 

Endnutzern und/oder Leasingmanagern/Wechselkoffervermietmanager 

und/oder Käufern der Ausrüstungsgegenstände bei deren Veräußerung 

kommt. Darüber hinaus besteht das Risiko, dass personelle Verflechtun-

gen zwischen der Emittentin einerseits und der Solvium Holding AG, der 

Solvium Verwaltungs GmbH sowie der Solvium Capital Vertriebs GmbH 

andererseits und daraus resultierende Interessenkonflikte dazu führen, 

dass Entscheidungen getroffen werden, die nicht im Interesse der Emit-

tentin und der Anleger sind. Diese Entscheidungen können dazu führen, 

dass die Emittentin nicht über ausreichend Liquidität verfügt. Dies kann 

dazu führen, dass der Anleger geringere oder keine Zinsszahlungen und 

/oder eine geringere oder keine Rückzahlung seiner Namensschuldver-

schreibungen erhält und einen Totalverlust der gezahlten Gesamtsumme 

erleidet. Durch Eintreten eines oder mehrerer dieser Risiken kann sich die 

Liquidität der Emittentin nachteilig bis hin zu einer Insolvenz der Emitten-

tin entwickeln. Dies kann dazu führen, dass die Emittentin nicht über eine 

ausreichende Liquidität verfügt, um die Ansprüche der Anleger vollständig 

und zum Zeitpunkt der jeweiligen Fälligkeit zu erfüllen und der Anleger 

von der Emittentin geringere oder keine Zinszahlungen und eine geringere 

oder keine Rückzahlung seiner Namensschuldverschreibungen erhält und 

einen Totalverlust der gezahlten Gesamtsumme erleidet.

Risiko aus qualifiziertem Rangrücktritt 

Die Anlage in die angebotenen Namensschuldverschreibungen ist für 

den Anleger mit einem Nachrangrisiko verbunden. Dieses Nachrangri-

siko ergibt sich daraus, dass die Anleger mit ihren Ansprüchen aus den 

Namensschuldverschreibungen sowohl außerhalb eines Insolvenz-

verfahrens als auch in einem Insolvenzverfahren der Emittentin sowie 

für den Fall der Durchführung eines Liquidationsverfahrens hinter alle 

bestehenden und zukünftigen Gläubiger der Emittentin zurücktreten, 

die mit der Emittentin keinen qualifizierten Rangrücktritt vereinbart 

haben. Durch die Vereinbarung des qualifizierten Rangrücktritts über-

nimmt jeder Anleger ein über das allgemeine Insolvenzausfallrisiko der 

Emittentin hinausgehendes unternehmerisches Risiko. Auf die Reali-

sierung dieses Risikos hat aber kein Anleger Einfluss, weil die Anleger 

als Schuldverschreibungsgläubiger der Emittentin keine Informations-, 

Mitwirkungs- und Kontrollrechte und keine Entscheidungsbefugnisse bei 

der Emittentin haben. Durch die fehlenden Informationsrechte kann die 

Situation eintreten, dass die Anleger keine Informationen zu einem et-

waigen teilweisen oder vollständigen Kapitalaufbrauch und einer daraus 

resultierenden Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation bei der 

verschreibungen beträgt grundsätzlich 36 Monate und beginnt für jeden 

Anleger individuell bei vollständiger Zahlung der Gesamtsumme durch 

den Anleger bis zum 20. eines Monats, eingehend bei der Emittentin, 

mit dem Monatsersten des darauffolgenden Kalendermonats. Sofern die 

vollständige Zahlung der Gesamtsumme erst nach dem 20. eines Ka-

lendermonats bei der Emittentin eingeht, beginnt die Laufzeit der Na-

mensschuldverschreibungen erst zum Monatsersten des übernächsten 

Kalendermonats. Die Laufzeit der Namensschuldverschreibungen endet 

grundsätzlich nach Ablauf von 36 Monaten, ohne dass der Anleger die 

Namensschuldverschreibungen kündigen muss. Die Laufzeit der Vermö-

gensanlage von 38 Monaten ergibt sich aus der Laufzeit der Namens-

schuldverschreibungen von 36 Monaten und einem Zeitraum von 2 

Monaten zwischen dem Ende der Laufzeit der Namensschuldverschrei-

bungen und der Fälligkeit der Ansprüche des Anlegers auf Zahlung der 

Zinsen für den letzten Monat der Laufzeit der Namensschuldverschrei-

bungen und auf Rückzahlung der  Namensschuldverschreibungen gegen 

die Emittentin. Die Emittentin und der Anleger können einvernehmlich 

die Verlängerung der Laufzeit der Namensschuldverschreibungen des 

Anlegers und damit die Laufzeit der Vermögensanlage in zwei Schritten 

von jeweils 3 Jahren (36 Monaten) um bis zu 6 Jahre (72 Monate) ver-

einbaren.

5.	 Risiken 
Der Anleger geht durch die Investition in diese Vermögensanlage  

keine unternehmerische Beteiligung an der Emittentin ein. Mit dieser 

Art einer Vermögensanlage sind aber neben Risiken, die mit allen  

Anlageprodukten einhergehen, spezifische Risiken verbunden, die mit 

den aus einer unternehmerischen Beteiligung resultierenden Risiken ver-

gleichbar sind. Der Anleger geht mit dieser Vermögensanlage eine mittel-

fristige bzw. im Falle der zweimaligen bzw. dreimaligen Laufzeitverlänge-

rung eine langfristige Verpflichtung ein und sollte daher alle in Betracht 

kommenden Risiken in seine Anlageentscheidung einbeziehen. Nachfol-

gend können weder sämtliche mit der Vermögensanlage verbundenen  

Risiken noch die genannten Risiken abschließend dargestellt werden. 

Eine ausführliche Darstellung der wesentlichen tatsächlichen und recht-

lichen Risiken ist der Angebotsunterlage zu dieser Vermögensanlage 

(Kapitel 4, S. 34 ff.) zu entnehmen.

Maximalrisiko 

Das maximale Risiko besteht für den Anleger darin, dass 

•  �  er einen Totalverlust der eingesetzten Gesamtsumme (Erwerb-

spreis zzgl. bis zu 3,00 % Agio bezogen auf den Erwerbspreis) er-

leidet und 

•  �  sein Vermögen vermindert wird.

       ��Eine Minderung des Vermögens des Anlegers kann dadurch eintre-

ten, dass der Anleger

       a) �im Falle einer Fremdfinanzierung der Investition in die Vermö-

gensanlage durch die Aufnahme eines oder mehrerer Darlehen 

– auch bei Ausbleiben der vertraglich vereinbarten Zahlungen 

Zinsen und Rückzahlung des Erwerbspreises) durch die Emit-

tentin – zur Leistung der Zinsen und sonstigen Finanzierungs-

kosten sowie zur Rückzahlung des Darlehens bzw. der Darlehen 

verpflichtet ist

           und /oder

       b) etwaige weitere Kosten tragen muss.

       �Darüber hinaus kann eine Minderung des Vermögens des Anle-

gers auch eintreten, wenn der Anleger in den unter a) und/oder 

b) genannten Fällen eine persönliche und gegebenenfalls höhere 

Steuerbelastung tragen bzw. ausgleichen muss, die aus der Ver-

wirklichung von allgemeinen und/oder persönlichen steuerlichen 

Risiken des Anlegers resultiert.
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der Zinsen und auf Rückzahlung der Namensschuldverschreibungen zu er-

füllen. Sofern die Emittentin infolge einer schrumpfenden Nachfrage nach 

Ausrüstungsgegenständen bzw. eines sich gänzlich oder teilweise (z. B. 

nur der Containermarkt) negativ entwickelnden Marktes für Ausrüstungs-

gegenstände geringere als die von ihr erwarteten Einnahmen erzielt (ne-

gatives Szenario), besteht die Möglichkeit, dass die Emittentin nach Abzug 

ihrer laufenden Kosten ihren vertraglichen Verpflichtungen gegenüber den 

Anlegern auf Zahlung der Zinsen und Rückzahlung der Namensschuldver-

schreibungen gegebenenfalls nicht, nicht fristgemäß oder nicht vollstän-

dig nachkommen kann.

8. 	�Kosten und Provisionen
Bei der vorliegenden Vermögensanlage beträgt die Höhe der Provisi-

onen zugunsten der Solvium Capital Vertriebs GmbH, die exklusiv mit 

der Vertriebskoordination beauftragt ist, 7,50 % des jeweiligen vom 

Anleger gezahlten Erwerbspreises. Hiervon werden 4,75 % bezogen 

auf den jeweiligen vom Anleger gezahlten Erwerbspreis an Vertriebs- 

partner weitergegeben. 

Zusätzlich zum Erwerbspreis hat der Anleger ein Agio in Höhe von bis zu 

3,00 % des Erwerbspreises an die Emittentin zu zahlen, die das gezahl-

te Agio  an die Vertriebspartner auszahlt. Vereinbaren der Anleger und

die Emittentin einvernehmlich, die Laufzeit der Namensschuldverschrei-

bungen des Anlegers zu verlängern, erhält die Solvium Capital Vertriebs 

GmbH für den Fall der Verlängerung eine Verlängerungsprovisionen in 

Höhe von 7,50 % des jeweiligen vom Anleger gezahlten Erwerbspreises. 

Hiervon werden 4,75 % bezogen auf den jeweiligen vom Anleger gezahl-

ten Erwerbspreis an Vertriebspartner weitergegeben. Die Gesamthöhe

der möglichen Provisionen (einschließlich bis zu 3,00 % Agio) beträgt 

daher 10,50 % (einschließlich bis zu 3,00 % Agio) des Gesamtbetrages 

der vorliegenden Vermögensanlage, zuzüglich etwaiger  Verlängerungs-

provisionen. Alle angegebenen Provisionen verstehen sich zuzüglich 

eventuell anfallender Umsatzsteuer. Außerdem fällt bei Übertragung 

von Namensschuldverschreibungen während der Laufzeit zu Lasten des 

Anlegers eine Bearbeitungsgebühr von 125,00 EUR je Vorgang an. 

Eigene Kosten für Telefon, Internet, Porto und Überweisungen sowie für 

Rechtsberatung, Steuerberatung und Anlageberatung hat der Anleger

selbst zu tragen. Dies gilt auch für Kosten einer individuellen Steuerbe-

ratung. Die Höhe dieser Kosten kann nicht konkret genannt werden, da 

diese anlegerspezifisch sind und daher variieren.

9. Besteuerung
Der Anleger erzielt Einkünfte aus Kapitalvermögen (§ 20 Abs. 1 Nr. 7 

EStG „Abgeltungssteuer“), sofern er als natürliche Person mit Wohnsitz

in der Bundesrepublik Deutschland unbeschränkt steuerpflichtig ist und 

die vorliegende Vermögensanlage im Privatvermögen hält. Im Übrigen 

hängt die steuerliche Behandlung von den persönlichen Verhältnissen 

des jeweiligen Anlegers ab und kann künftig Änderungen unterworfen

sein. Zur Klärung individueller steuerlicher Fragen sollte der Anleger  

einen steuerlichen Berater einschalten.

10. Sonstige Hinweise
Dieses Produktinformationsblatt stellt kein öffentliches Angebot dar. Es 

stellt weder eine Anlageberatung noch eine Aufforderung zum Erwerb

der Vermögensanlage dar. Vor allem ersetzt es in keiner Weise die aus-

führliche Beratung. Alle Angaben dienen nur der Unterstützung einer

selbstständigen Anlageentscheidung des potentiellen Anlegers und stel-

len keine Empfehlung der Anbieterin und Emittentin dar. Für weiterge-

hende Informationen, insbesondere zur Struktur und zu den mit einer

Investition in die Vermögensanlage verbundenen Risiken sollten poten-

tielle Anleger die Angebotsunterlage lesen, die bei der Anbieterin und

Emittentin kostenfrei angefordert werden kann.

Emittentin erhalten. Der qualifizierte Nachrang führt für die Anleger zu 

dem Risiko, dass ihre Ansprüche in allen vorgenannten Situationen erst 

nach den Ansprüchen aller Gläubiger der Emittentin, die mit der Emit-

tentin keinen qualifizierten Rangrücktritt vereinbart haben, und mit den 

Ansprüchen gleichrangiger Gläubiger geltend gemacht und/oder erfüllt 

werden können. Sofern die Emittentin nicht über ausreichend freies Ver-

mögen verfügt, um alle ihre anderen Gläubiger und danach die Anle-

ger zu befriedigen, ohne dadurch das Vorliegen eines Insolvenzgrundes 

herbeizuführen, kann der qualifizierte Rangrücktritt dazu führen, dass 

sämtliche Ansprüche des Anlegers gegen die Emittentin teilweise oder 

vollständig dauerhaft nicht durchsetzbar sind und der Anleger von der 

Emittentin geringere oder keine Zinszahlungen und eine geringere oder 

keine Rückzahlung des Erwerbspreises erhält und einen Totalverlust der 

gezahlten Gesamtsumme erleidet.

6.	� Verfügbarkeit
Eine Pflicht der Emittentin, die Namensschuldverschreibungen vor Ende 

der Laufzeit zurückzunehmen, besteht nicht. Der Anleger kann seine Na-

mensschuldverschreibungen während der Laufzeit insgesamt aber nicht 

teilweise mit Zustimmung der Emittentin durch Abtretung an Dritte über-

tragen. Im Falle der Zustimmung der Emittentin ist der Anleger verpflich-

tet, eine Bearbeitungsgebühr in Höhe von 125,00 EUR an die Emittentin 

zu zahlen. Außerdem besteht kein geregelter Markt zum Handel von er-

worbenen Namensschuldverschreibungen. Folglich kann die Übertragung 

der Namensschuldverschreibungen für den Anleger selbst bei erteilter 

Zustimmung der Emittentin schwierig oder unmöglich sein. Die freie Han-

delbarkeit der Vermögensanlage ist daher durch das Zustimmungserfor-

dernis, das Erfordernis alle  Namensschuldverschreibungen zu übertragen 

und den fehlenden geregelten Markt erheblich eingeschränkt.

7.	�� Aussichten für die Kapitalrückzahlung und Erträge
unter verschiedenen Marktbedingungen

Die Emittentin wird sich im Markt für Ausrüstungsgegenstände (Stan-

dardcontainer, Standard-Tankcontainer, Wechselkoffer, Güterwagen und 

sonstige Ausrüstungsgegenstände) engagieren.  Prognosegemäß soll die 

Emittentin die zur Zahlung von Zinsen an die Anleger und zur Rückzahlung 

der  Namensschuldverschreibungen an die Anleger erforderlichen Einnah-

men aus der Bewirtschaftung (Ankauf, Vermietung, Verkauf und Reinves-

tition aus Liquiditätsüberschüssen) von Ausrüstungsgegenständen erzie-

len. Hinsichtlich der vertragsgemäßen Zinszahlung und Rückzahlung ist 

eine stabile Entwicklung des Markts für Ausrüstungsgegenstände über die 

Laufzeit der Vermögensanlage des Anlegers die wesentliche Marktbedin-

gung für die Emittentin. Wesentlichen Einfluss auf die Entwicklung des 

Markts für Ausrüstungsgegenstände während der Laufzeit der Vermö-

gensanlage des Anlegers haben z. B. die Entwicklung der Weltwirtschaft 

und die Nachfrage nach Transportkapazitäten für Waren. Entwickelt sich 

die Weltwirtschaft stabil und/oder steigt die Nachfrage nach Transportka-

pazitäten für Waren, sind höhere Miet- und/oder Verkaufserlöse möglich; 

entwickelt sich die Weltwirtschaft negativ und/oder sinkt die Nachfrage 

nach Transportkapazitäten für Waren, kann die Emittentin gegebenen-

falls nicht ausreichende Miet- und Verkaufserlöse erzielen. Der Anleger 

hat gegenüber der Emittentin vertraglich vereinbarte schuldrechtliche 

Ansprüche auf Zahlung von Zinsen und auf Rückzahlung der Namens-

schuldverschreibungen. Die nachfolgend dargestellten Marktbedingun-

gen (Marktszenarien) haben keinen Einfluss auf den Bestand und die Höhe 

dieser Ansprüche. Das negative Marktszenario kann aber zu den nachfol-

gend beschriebenen Auswirkungen führen. Entwickelt sich der Markt für 

Ausrüstungsgegenständen über die jeweils individuell beginnende 38-mo-

natige Laufzeit der Vermögensanlage mindestens stabil (neutrales Szena-

rio) oder positiv (positives Szenario), wird die Emittentin prognosegemäß 

in der Lage sein, alle vertraglichen Ansprüche von Anlegern auf Zahlung 
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Die Felder mit gelber Füllfarbe können individuell verändert werden.

Anzahl: 200 Anteile der Namensschuldverschreibung à 1.000,00 € Agio: 0,00 € (max. 3,00 % des Erwerbspreises)
(mindestens 200 Anteile)

Kundenname: Vermittlername:

Einzahlungstermin: 28.08.2023 Laufzeitbeginn: 01.10.2023 1. Zinszahlung: 31.12.2023 Rückzahlung: 30.11.2026

2023 2024 2025 2026 2027 Summe

Erwerbspreis -200.000,00 EUR -200.000,00 EUR

Gesamtsumme (inkl. Agio) -200.000,00 EUR -200.000,00 EUR

Monatliche Zinszahlung 1.015,00 EUR 1.015,00 EUR 1.015,00 EUR 1.015,00 EUR 0,00 EUR
Zinszahlungen p.a. 1.015,00 EUR 12.180,00 EUR 12.180,00 EUR 11.165,00 EUR 0,00 EUR 36.540,00 EUR

In Prozent p.a. 0,51% 6,09% 6,09% 5,58% 0,00% 18,27%

Rückzahlungsbetrag 0,00 EUR 0,00 EUR 0,00 EUR 200.000,00 EUR 0,00 EUR 200.000,00 EUR

Gesamtrückfluss vor Steuern 1.015,00 EUR 12.180,00 EUR 12.180,00 EUR 211.165,00 EUR 0,00 EUR 236.540,00 EUR

Steuerzahlungen
(25% Abgeltungsteuer zzgl. SolZ) -267,71 EUR -3.212,48 EUR -3.212,48 EUR -2.944,77 EUR 0,00 EUR -9.637,43 EUR

Gesamtrückfluss nach Steuern 747,29 EUR 8.967,53 EUR 8.967,53 EUR 208.220,23 EUR 0,00 EUR 226.902,58 EUR

IRR-Rendite vor Steuern 6,09% p.a.
Vermögensmehrung vor Steuern 6,09% p.a.

Gesamtüberschuss vor Steuern 36.540,00 EUR

IRR bedeutet Internal Rate of Return [dynamische Investitionsrechnung], auch: interner Zinsfuß.

Max Mustermann

Hinweis: Der Erwerb dieser Vermögensanlage ist mit erheblichen Risiken verbunden und kann zum vollständigen Verlust des eingesetzten Vermögens führen. Der in Aussicht gestellte Ertrag ist nicht gewährleistet und kann auch 
niedriger ausfallen.Die Smartbroker AG hat die Richtigkeit und Plausibilität der angenommen Werte nicht überprüft. 

Dieses Dokument stellt eine unverbindliche Werbemitteilung dar und erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Es stellt weder eine Anlageberatung noch ein Angebot im Sinne der gesetzlichen Vorgaben dar. Für diese Vermögensanlage besteht nach § 2 Abs. 1 Nr. 3c) 
VermAnlG keine Prospektpflicht, weil der Preis jedes angebotenen Anteils mindestens 200 000 Euro je Anleger beträgt. Anleger sollten ihre Anlageentscheidung auf die Prüfung der Angebotsunterlage und der Vertragsunterlagen zu dieser Vermögensanlage stützen. Die 
Angebotsunterlage und die Vertragsunterlagen sind Grundlage für den Erwerb dieser Vermögensanlage. Diese Unterlagen sind kostenlos bei der Solvium Exklusiv Invest GmbH, ABC-Straße 21, 20354 Hamburg erhältlich. Diese Berechnungen besitzen beispielhaften 
Charakter. Trotz gewissenhafter Ausführung der Darstellung und Eingaben kann keine Haftung für Eingabe- und Druckfehler übernommen werden. Rechtlich verbindlich ist allein der Kauf- und Mietvertrag, der vor einer Investition sorgfältig gelesen werden sollte. 
Investoren als natürliche Personen erzielen Einkünfte aus Kapitalvermögen, welche dem besonderen Steuersatz von (zur Zeit) 25 % unterliegen (Abgeltungsteuer). Dazu kommt der Solidaritätszuschlag sowie ggf. Kirchensteuer. Bei Fragen sollten sich Investoren an 
Ihren Steuerberater wenden.

Smartbroker AG

B E R E C H N U N G S T O O L   S O L V I U M   E X K L U S I V   I N V E S T   2 6 - 0 1

Solvium Exklusiv Invest GmbH | ABC-Straße 21 | 20354 Hamburg
Telefon 040 - 527 347 975 | Fax  040 - 527 347 922 | info@solvium-capital.de | www.solvium-capital.de
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- bezogen auf den vom jeweiligen Anleger gewünschten Anlagebetrag (Erwerbspreis) und
- bezogen auf die 38-monatige Laufzeit der Vermögensanlage[1]

Bezeichnung der Vermögensanlage:
Solvium Exklusiv Invest 26-01

Art des Finanzinstruments:
Vermögensanlage nach § 1 Absatz 2 Nr. 6 VermAnlG (Namensschuldverschreibungen)

Geplanter Gesamtbetrag der Vermögensanlage:
50.000.000,00 EUR (entspricht 50.000 Namensschuldverschreibungen)

Ex-ante Information über die Produktkosten der Vermögensanlage „Solvium Exklusiv Invest 26-01“
(Finanzinstrument)

Das folgende Berechnungstool ist ein Service der Anbieterin und Emittentin der vorliegenden Vermögensanlage. Nach dem Wertpapierhandelsgesetz (WpHG) sind Wertpapierdienstleistungsunternehmen u.a.
verpflichtet, Kunden rechtzeitig vor Erbringung einer Wertpapierdienstleistung in verständlicher Form angemessene Informationen u.a. über alle Kosten und Nebenkosten eines Finanzinstruments zur Verfügung zu
stellen. Nach der Finanzanlagenvermittlungsverordnung (FinVermV) sind auch Finanzanlagenvermittler u.a. verpflichtet, Kunden rechtzeitig vor Erbringung einer Anlagevermittlung bzw. Anlageberatung in
verständlicher Form angemessene Informationen u.a. über alle Kosten und Nebenkosten einer Finanzanlage zur Verfügung zu stellen. Die Anbieterin und Emittentin der vorliegenden Vermögensanlage ist weder ein
Wertpapierdienstleistungsunternehmen noch ein Finanzanlagenvermittler und unterliegt demzufolge nicht den aus dem WpHG und EU-rechtlichen Regelungen bzw. der FinVermV resultierenden Verpflichtungen.
Verpflichtet ist nach dem WpHG bzw. der FinVermV ausschließlich das Wertpapierdienstleistungsunternehmen bzw. der Finanzanlagenvermittler, das/der gegenüber dem potentiellen Anleger der vorliegenden
Vermögensanlage beispielsweise Anlagevermittlung oder Anlageberatung erbringt. Aus diesem Grund kann die Emittentin keine Angaben zu den Kosten und Nebenkosten der vom
Wertpapierdienstleistungsunternehmen bzw. vom Finanzanlagenvermittler gegenüber dem potentiellen Anleger erbrachten Dienstleistungen machen. Die Anbieterin und Emittentin übernimmt keine Gewähr für die
Richtigkeit von Form und Inhalt der nachfolgenden Angaben. Eine Haftung der Anbieterin und Emittentin für die Richtigkeit von Form und Inhalt der nachfolgenden Angaben wird ausgeschlossen.

Gegenstand der nachfolgenden Darstellung sind die für Wertpapierdienstleistungsunternehmen bzw. Finanzanlagenvermittler rechtlich vorgeschriebenen Informationen über Kosten und Nebenkosten eines
Finanzinstruments, namentlich der vorliegenden Vermögensanlage (Produktkosten). Grundlage für die Darstellung sind interne Berechnungen der Emittentin.
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Anzahl der vom Anleger gewünschten Namensschuldverschreibungen:

200 Namensschuldverschreibungen
Die Felder mit gelber Füllfarbe können individuell verändert werden.

A. Anlagebetrag
in EUR in %

1. Erwerbspreis 200.000,00 € 100,00
2. Agio[2] 0,00 € 0,00
3. Anlagebetrag (Gesamtsumme) 200.000,00 € 100,00

1. Einmalige Kosten in EUR in %
a. bei Erwerb
- Gesamtprovisionen 15.000,00 € 7,50
davon Zuwendungen an das 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen/den 
Finanzanlagenvermittler 9.500,00 € 4,75
b. bei Veräußerung [4] 0,00 € 0,00
c. Gesamt 15.000,00 € 7,50

b. Gesamt 0,00 € 0,00

2. Fortlaufende Kosten pro Jahr in EUR in %

Nebenkosten 0,00 € 0,00

B. Darstellung der Kostenpositionen[3] und Provisionen/Zuwendungen jeweils bezogen auf den Erwerbspreis

3. Nebenkosten in EUR in %

a. Betreuungshonorare 0,00 € 0,00
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C. Gesamtproduktkosten bei 38-monatiger Laufzeit der Vermögensanlage bezogen auf den Erwerbspreis

0,00

in EUR in %
1. Agio 0,00 € 0,00
2. Einmalige Kosten 15.000,00 € 7,50
3. Fortlaufende Kosten 0,00 €

[5] Da die ausgewiesenen Provisionen/Zuwendungen wegen der Konzeption der Vermögensanlage als Namensschuldverschreibung mit der Höhe nach vertraglich vereinbarten Zahlungsansprüchen des Anlegers keinen Einfluss auf die vertraglich zwischen der Emittentin 
und dem Anleger vereinbarten Zahlungen und damit auf die vom Anleger erzielbare Rendite haben, werden die Gesamtkosten, die der Höhe des Agios entsprechen, hier zusätzlich ohne Berücksichtigung dieser Provisionen/Zuwendungen ausgewiesen. Einmalige und 
laufende Zuwendungen, die ein Wertpapierdienstleistungsunternehmen bzw. ein Finanzanlagenvermittler von Dritten erhält, muss das Wertpapierdienstleistungsunternehmen bzw. der Finanzanlagenvermittler im Rahmen der die Dienstleistungskosten betreffenden ex-
ante Kosteninformation zur Verfügung stellen.

Die ausgewiesenen Produktkosten und Provisionen/Zuwendungen haben bezogen auf den vom Anleger zu zahlenden 
Erwerbspreis keinen Einfluss auf die vom Anleger erzielbare Rendite, da die Zahlung der Basiszinsen und die Rückzahlung des 
Erwerbspreises an den Anleger auf Grundlage der mit der Emittentin vereinbarten Anleihebedingungen erfolgen und die Höhe 
dieser Zahlungen trotz anfallender Kosten und Provisionen/Zuwendungen unberührt und unverändert bleibt.
Das vom Anleger zu zahlende Agio mindert allerdings die vom Anleger über die 38-monatige Laufzeit erzielbare Rendite der 
Vermögensanlage. Würde das Agio nicht anfallen, wäre die für den Anleger über die 38-monatige Laufzeit der 
Vermögensanlage erzielbare Rendite um den Betrag des gezahlten Agios höher.

D. Auswirkungen der Produktkosten und Provisionen/Zuwendungen auf die Rendite der Vermögensanlage des 
Anlegers

Gesamtkosten ohne Provisionen/Zuwendungen[5] 0,00 € 0,00

[1] Eine abweichende Laufzeit der Vermögensanlage, beispielsweise durch Ausübung von Verlängerungsoptionen, ist in der nachfolgenden Berechnung nicht berücksichtigt.

[2] Bezogen auf den Erwerbsspreis. Das Agio wird in voller Höhe an das Wertpapierdienstleistungsunternehmen bzw. den Finanzanlagenvermittler der Vermögensanlage gezahlt. Es wird von der Emittentin der Vermögensanlage den Produktkosten zugeordnet, da der 
Anleger das Agio an die Emittentin  zahlt, die es an das Wertpapierdienstleistungsunternehmen bzw. den Finanzanlagenvermittler weiterleitet.

[3] Etwaige weitere Kosten (z.B. Vergütungen, Gebühren und sonstige Zahlungen) der Emittentin an Dritte haben wegen der Konzeption der Vermögensanlage als Namensschuldverschreibung mit der Höhe nach vertraglich vereinbarten Zahlungsansprüchen des 
Anlegers keinen Einfluss auf die vertraglich zwischen der Emittentin und dem Anleger vereinbarten Zahlungen. Die vom Anleger erzielbare Rendite wird durch solche Kosten nicht beeinflusst. Solche Kosten sind von der Emittentin selbst zu tragen und aus diesem Grund 
nicht Gegenstand der vorliegenden Berechnung.

[4] Veräußert der Anleger vor dem Ablauf der vereinbarten Laufzeit der Namensschuldverschreibungen seine Vermögensanlage durch Übertragung an einen Dritten, ist er verpflichtet, eine Bearbeitungsgebühr in Höhe von 125,00 EUR an die Emittentin zu zahlen. Für die 
Rückzahlung der Namensschuldverschreibungen am Ende der Laufzeit fallen keine Kosten an.

Gesamtkosten 15.000,00 € 7,50
davon Zuwendungen und Agio an das 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen/den 
Finanzanlagenvermittler 9.500,00 € 4,75
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Basisinformationen über Vermögensanlagen  
in Namensschuldverschreibungen im Logistikbereich

I. �Art der Vermögensanlage,  
besondere Merkmale

Dieses Informationsdokument beschreibt in zusammengefasster 
Form Vermögensanlagen in Namensschuldverschreibungen im 
Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 6 Vermögensanlagengesetz (VermAnlG), 
die von Unternehmen aus dem Logistikbereich emittiert werden.

Die weiteren Arten von Vermögensanlagen nach § 1 Abs. 2 Nr. 
1 bis 5, 7, 8 VermAnlG sind nicht Gegenstand dieses Informati-
onsdokuments.

Der Anleger einer Vermögensanlage in Namensschuldver-
schreibungen hat gegenüber der Emittentin der Vermögensan- 
lage schuldrechtliche Ansprüche auf Zahlung vereinbarter Zin-
sen und auf Rückzahlung der Namensschuldverschreibungen 
zu deren Laufzeitende. Das vom Anleger eingesetzte Kapital ist 
grundsätzlich für die Laufzeit der Vermögensanlage gebunden, 
da in der Regel eine ordentliche Kündigung der Vermögensanla-
ge nicht möglich ist.

Alle Zahlungsansprüche des Anlegers einer Vermögensanlage in 
Namensschuldverschreibungen gegen die Emittentin der Vermö-
gensanlage unterliegen stets einem sogenannten qualifizierten 
Rangrücktritt. Dieser qualifizierte Rangrücktritt führt für jeden 
Anleger dazu, dass alle Ansprüche des Anlegers sowohl außer-
halb eines Insolvenzverfahrens als auch in einem Insolvenzver-
fahren der Emittentin stets im untersten Rang stehen und von 
der Emittentin stets als letztes bedient werden.

Durch die Vereinbarung des qualifizierten Rangrücktritts über-
nimmt der Anleger ein über das allgemeine Insolvenzausfall- 
risiko der Emittentin hinausgehendes unternehmerisches Risiko.

Auf die Realisierung dieses Risikos hat der Anleger aber keinen 
Einfluss, weil der Anleger als Schuldverschreibungsgläubiger der 
Emittentin keine Informations-, Mitwirkungs- und Kontrollrechte  
und keine Entscheidungsbefugnisse bei der Emittentin hat.

Der qualifizierte Rangrücktritt kann dazu führen, dass sämtliche 
Ansprüche des Anleger gegen die Emittentin teilweise oder voll-
ständig dauerhaft nicht durchsetzbar sind und der Anleger keiner-
lei Zahlungen von der Emittentin, also weder Zinszahlungen noch 
die Rückzahlung der Namensschuldverschreibungen erhält, und 
somit das an die Emittentin gezahlte Kapital vollständig verliert.

II. �Aufsichtsrechtliche Einordnung  
von Vermögensanlagen in  
Namensschuldverschreibungen

Vermögensanlagen in Form von Namensschuldverschreibungen 
unterliegen dem Anwendungsbereich und damit den Regelungen 
des Vermögensanlagengesetzes (VermAnlG). Das öffentliche An-
gebot solcher Vermögensanlagen ist nach dem VermAnlG, abgese-
hen von gesetzlich geregelten Ausnahmen, nur zulässig, wenn ein 
Vermögensanlagen-Verkaufsprospekt (im Folgenden als „Prospekt“ 
bezeichnet) und ein Vermögensanlagen-Informationsblatt (im Fol-

genden als „VIB“ bezeichnet) vor Beginn des öffentlichen Angebots 
von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
gebilligt bzw. gestattet wurden. Die BaFin prüft dabei lediglich, 
ob der Prospekt alle gesetzlich vorgegebenen Angaben enthält, 
in sich nicht widersprüchlich und verständlich ist und ob das VIB 
alle gesetzlich vorgegebenen Angaben in der ebenfalls gesetzlich 
vorgegebenen Reihenfolge enthält. Die Richtigkeit der Angaben im 
Prospekt und im VIB sowie die Plausibilität der Vermögensanlage 
werden von der BaFin grundsätzlich nicht geprüft. Es besteht kei-
ne laufende Aufsicht über die Vermögensanlage seitens der BaFin.  
Auch die Emittentin und / oder Anbieterin einer Vermögensanla-
ge wird von der BaFin grundsätzlich nicht laufend beaufsichtigt.

Die Pflicht zur Erstellung eines Prospektes für eine Vermögensan-
lage entfällt zum Beispiel, wenn von der betreffenden Vermögens-
anlage nicht mehr als 20 Anteile angeboten werden (also maximal 
20 Anleger die Vermögensanlage erwerben können) oder jeder An-
leger mindestens EUR 200.000 für einen Anteil investieren muss.

Generell handelt es sich bei Vermögensanlagen, unabhängig davon, 
ob eine Prospektpflicht besteht oder nicht, um Finanzinstrumen-
te im Sinne des § 1 Abs. 11 Nr. 2 KWG, so dass die aufsichtsrecht-
lichen Vorgaben des Wertpapierhandelsgesetzes (WpHG) und der 
direkt anwendbaren europarechtlichen Vorgaben bzw. der Finanz- 
anlagenvermittlerverordnung (FinVermV) auch für den Vertrieb 
von Vermögensanlagen in Namensschuldverschreibungen gelten.

III. �Rechtliche Grundlagen zwischen  
Emittentin und Anleger

Der Anleger zeichnet eine Vermögensanlage in eine Namens-
schuldverschreibung durch Abschluss eines Vertrages mit der 
Emittentin der Vermögensanlage. Die vertraglich vereinbarten  
Regelungen zwischen dem Anleger und der Emittentin ergeben 
sich aus sogenannten Anleihebedingungen (zum Teil auch als 
Schuldverschreibungsbedingungen bezeichnet).

Sofern für das öffentliche Angebot der Vermögensanlage in Na-
mensschuldverschreibungen eine Prospektpflicht besteht, sind 
diese Anleihebedingungen Bestandteil des von der BaFin gebil-
ligten Prospekts. In der Regel sind die Anleihebedingungen auch 
Bestandteil der Zeichnungsunterlagen einer Vermögensanlage.

Die Anzahl der vom Anleger zu zeichnenden Namensschuld-
verschreibungen, der daraus resultierende vom Anleger an die 
Emittentin zu zahlende Erwerbspreis sowie etwaige weitere Zah-
lungspflichten (z. B. Agio) ergeben sich grundsätzlich aus einer 
Zeichnungserklärung bzw. einem Zeichnungsschein.

IV. Einkommenssteuerliche Grundlagen

Durch den Erwerb einer Vermögensanlage in Namensschuldver-
schreibungen erwirbt der Anleger einen gegen die Emittentin 
der Vermögensanlagen gerichteten Anspruch auf Zinszahlung 
sowie auf Rückzahlung der Namensschuldverschreibung zum 
Fälligkeitstag.
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Die dem Anleger der Vermögensanlage zufließenden Zinsen stel-
len gem. § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG Einkünfte aus Kapitalvermö-
gen dar, Einnahmen aus der Rückzahlung der Namensschuldver-
schreibungen bei Fälligkeit fallen unter die Bestimmungen des  
§ 20 Abs. 2 S. 2 Nr. 7 EStG und führen in Höhe der Differenz zwi-
schen Anschaffungskosten (Erwerbskosten zzgl. Agio) und Rück-
zahlungsbetrag ebenfalls zu Einkünften aus Kapitalvermögen.

Bei Einkünften aus Kapitalvermögen handelt es sich um soge-
nannte Überschusseinkünfte, bei denen die Einkünfte (Einnahmen  
abzgl. steuerlich berücksichtigungsfähiger Aufwendungen) nach 
dem Zu- und Abflussprinzip ermittelt werden (§ 11 EStG).

Da der Anleger einer Vermögensanlage in Namensschuldver-
schreibungen Einkünfte aus Kapitalvermögen erzielen wird, ist  
§ 32d EStG zu beachten. Hiernach unterliegen Einkünfte aus  
Kapitalvermögen zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Informatio-
nen einem gesonderten Steuertarif von maximal 25 % (Abgeltung-
steuersatz) zzgl. Solidaritätszuschlag (und ggf. zzgl. Kirchensteuer). 
Soweit sich unter Berücksichtigung sämtlicher steuerpflichtiger 
Einkünfte ein geringerer Einkommensteuersatz als 25 % ergibt, un-
terliegen – auf Antrag – auch die Einkünfte aus Kapitalvermögen 
diesem geringeren Steuersatz. Mit den Einkünften aus Kapitalver-
mögen im Zusammenhang stehende Aufwendungen sind vom Ab-
zug als Werbungskosten ausgeschlossen. Bei der Ermittlung der 
Einkünfte aus Kapitalvermögen ist gem. § 20 Abs. 9 EStG statt-
dessen als Werbungskosten ein Betrag von 801,00 EUR (bei Zu-
sammenveranlagung 1.602,00 EUR) p.a., maximal jedoch in Höhe 
der Einnahmen abzuziehen (Sparer-Pauschbetrag).

V. Emittentin der Vermögensanlagen

Emittentin einer Vermögensanlage in Namensschuldverschrei-
bungen im Logistikbereich ist in der Regel eine kapitalsuchende 
Gesellschaft, die im Logistikbereich tätig ist, oder eine eigens zum 
Zwecke der Emission einer Vermögensanlage gegründete neue 
Gesellschaft innerhalb der betreffenden Unternehmensgruppe.

Durch die Emission einer Vermögensanlage in Namensschuldver-
schreibungen soll die emittierende Gesellschaft mit Kapital ausge-
stattet werden, um ihrer Geschäftstätigkeit im Einklang mit ihrem 
Gesellschaftszweck und der im Prospekt angegebenen Anlage-
strategie und Anlagepolitik zur Erreichung des ebenfalls im Pro-
spekt angegebenen Anlageziels nachgehen zu können.

VI. �Verwendung des Emissionserlöses durch 
die Emittentin und Tätigkeit der Emittentin

Der Erlös aus der Emission einer Vermögensanlage in Namens-
schuldverschreibungen wird von der Emittentin in der Regel zur 
Durchführung ihrer Geschäftstätigkeit im Einklang mit ihrem Ge-
sellschaftszweck auf Basis der im Prospekt angegebenen Anlage-
strategie und Anlagepolitik zur Erreichung des ebenfalls im Pros-
pekt angegebenen Anlageziels verwendet.

Eine Emittentin aus dem Logistikbereich verwendet den Emissions-
erlös in der Regel zum Ankauf von logistischen Ausrüstungsgegen-
ständen wie zum Beispiel Wechselkoffern, Standardcontainern, 
Standard-Tankcontainern sowie weiterem Logistikequipment (z. B. 
Flat Racks, Kühlcontainer und Open Top Container), die sie dann 
bewirtschaftet. Zur Bewirtschaftung gehören in der Regel die Ver-

mietung dieser Ausrüstungsgegenstände und der Handel mit die-
sen Ausrüstungsgegenständen, einschließlich des Verkaufs. Ge-
nerelles Ziel einer Emittentin ist es dabei, Erträge zu erzielen, die 
nach Befriedigung aller Gläubigeransprüche (einschließlich der 
Anlegeransprüche) zu einem Überschuss bzw. Gewinn führen.

VII. �Vertrieb von Vermögensanlagen in  
Namensschuldverschreibungen

Der Vertrieb von Vermögensanlagen darf ausschließlich im Wege 
der Anlagevermittlung oder Anlageberatung durch Wertpapier-
dienstleistungsunternehmen (wie z. B. Banken, Sparkassen und 
Finanzdienstleistungsinstitute) oder durch Finanzanlagenvermitt-
ler erfolgen.

Banken, Sparkassen und Finanzdienstleistungsinstitute verfügen 
über eine Erlaubnis nach § 32 Kreditwesengesetz (KWG), wobei 
hinsichtlich der Vermögensanlagen die Tätigkeit der Anlagever-
mittlung und der Anlageberatung relevant ist. Die Finanzanlagen-
vermittler benötigen für die Ausübung der Anlagevermittlung von 
Vermögensanlagen bzw. der Anlageberatung hierzu eine Erlaub-
nis nach § 34f Abs. 1 S. 1 Nr. 3 Gewerbeordnung (GewO), die nur 
dann erteilt wird, wenn der Vermittler die erforderliche Sachkunde 
nachweist und über eine Berufshaftpflichtversicherung verfügt. 
Jeder Finanzanlagenvermittler wird in ein Vermittlerregister ein-
getragen, das öffentlich einsehbar und abrufbar ist.

Oftmals schaltet die Emittentin bzw. die Anbieterin einer Vermö-
gensanlage eine Vertriebsgesellschaft ein, die den Vertrieb über 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen und Finanzanlagenver-
mittler steuert und organisiert.

Vermögensanlagen in Namensschuldverschreibungen dürfen 
grundsätzlich an jedermann vertrieben werden. In der Regel sind 
sie für Privatanleger und professionelle Anleger konzipiert, die in 
Deutschland steuerpflichtig sind. Der Vertrieb von Vermögens-
anlagen außerhalb von Deutschland kann unzulässig sein bzw. 
bestimmten rechtlichen Vorgaben in dem betreffenden Land un-
terliegen.

Für die Vermittlung von bzw. die Beratung zu Vermögensan-
lagen erhalten die Vermittler bzw. Berater Zuwendungen von 
der Emittentin einer Vermögensanlage oder der Vertriebsgesell-
schaft. Hierzu gehört die Vertriebsprovision, die die Emittentin 
in der Regel aus dem vom Anleger gezahlten Erwerbspreis zahlt. 
Die Höhe einer Vertriebsprovision kann je nach Vermögensan-
lage, Emittentin / Anbieterin und Vertriebspartner unterschied-
lich ausfallen. 

Diese Zuwendungen dürfen nur angenommen bzw. gewährt wer-
den, sofern die Zuwendung der ordnungsgemäßen Vermittlung 
bzw. Beratung im Interesse des Anlegers nicht entgegensteht und 
sich nicht nachteilig auf die Qualität der Vermittlung bzw. Bera-
tung auswirkt. Darüber hinaus darf die Zuwendung die Pflicht ei-
nes Vermittlers bzw. Beraters, im bestmöglichen Interesse des 
Anlegers ehrlich, redlich und professionell zu handeln, nicht be-
einträchtigen.

Sofern die Zahlung eines Agios vereinbart wird (in der Regel als 
prozentualer Anteil des Erwerbspreises), erhält der Vermittler bzw. 
Berater auch dieses vom Anleger gezahlte Agio in voller Höhe.
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Vermittler bzw. Berater sind darüber hinaus nach den jeweils ein-
schlägigen rechtlichen Vorgaben verpflichtet, dem Anleger den 
Prospekt und / oder das VIB zur Verfügung zu stellen. Um eine 
Vermögensanlage zu erwerben, ist der Anleger seinerseits u. a. 
verpflichtet, auf dem VIB die Kenntnisnahme eines Warnhinwei-
ses zu bestätigen und alle nach den einschlägigen rechtlichen Vor-
gaben erforderlichen Angaben (insbesondere nach dem Geldwä-
schegesetz) zu machen.

Ist der Anleger Verbraucher im Sinne des § 13 BGB, steht ihm un-
ter bestimmten Voraussetzungen ein Widerrufsrecht zu. Voraus-
setzung ist insbesondere, dass der Anleger die Vermögensanlage 
im Fernabsatz gezeichnet hat oder der Vertrag mit der Emittentin 
außerhalb von Geschäftsräumen abgeschlossen wurde. Die Be-
lehrung über dieses Widerrufsrecht ist grundsätzlich Bestandteil 
der Zeichnungsunterlagen zu einer Vermögensanlage.

Sofern ein Prospekt für eine Vermögensanlage veröffentlicht wur-
de, entsteht unter bestimmten Voraussetzungen ein weiteres Wi-
derrufsrecht für alle Anleger. Die Emittentin / Anbieterin einer Ver-
mögensanlage ist gesetzlich verpflichtet, jeden wichtigen neuen 
Umstand oder jede wesentliche Unrichtigkeit in Bezug auf die 
im Prospekt enthaltenen Angaben, die die Beurteilung der Ver-
mögensanlage oder der Emittentin beeinflussen könnten und die 
nach der Billigung des Prospekts und während der Dauer des öf-
fentlichen Angebots auftreten oder festgestellt werden,  in einem 
Nachtrag zum Verkaufsprospekt zu veröffentlichen. Der Anleger 
kann dann seine Zeichnung der Vermögensanlage innerhalb von 
zwei Werktagen nach Veröffentlichung des Nachtrags widerru-
fen, sofern noch keine Erfüllung eingetreten ist. Über dieses Wi-
derrufsrecht muss im Nachtrag zum Prospekt belehrt werden.

VIII. �Wesentliche tatsächlich und rechtliche 
Risiken von Vermögensanlagen in  
Namensschuldverschreibungen

1. Allgemeine Hinweise hinsichtlich der Risiken
Wie alle Kapitalanlagen unterliegen auch Vermögensanlagen in 
Namensschuldverschreibungen spezifischen Risiken. Zwar geht 
der Anleger durch den Erwerb einer Vermögensanlage in Namens-
schuldverschreibungen keine unternehmerische Beteiligung an 
der Emittentin der Vermögensanlage ein. Mit einer Vermögens-
anlage in Namensschuldverschreibungen sind aber neben Risiken, 
die mit allen Anlageprodukten einhergehen, spezifische Risiken 
verbunden, die mit den aus einer unternehmerischen Beteiligung 
resultierenden Risiken vergleichbar sind.

Insbesondere ist hinsichtlich der für den Anleger bestehenden Ri-
siken zu berücksichtigen, dass alle Zahlungsansprüche des An-
legers gegen die Emittentin, d. h. die Ansprüche auf Zinszahlung 
und auf Rückzahlung der Namensschuldverschreibungen qualifi-
ziert nachrangig ausgestaltet sind. Das bedeutet, dass die Emit-
tentin einer Vermögensanlage in Namensschuldverschreibungen 
Zahlungen an die Anleger nur und erst leisten darf, wenn sie alle 
Gläubiger, die den Ansprüchen der Anleger dieser Vermögensan-
lage vorgehende Ansprüche haben, befriedigt hat und Zahlungen 
an Anleger nicht zum Vorliegen eines Grundes zur Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens über das Vermögen der Emittentin führen.

Ungeachtet der qualifizierten Nachrangigkeit der Ansprüche der 
Anleger gegen die Emittentin einer Vermögensanlage hängt die 

Fähigkeit der Emittentin, die Ansprüche des Anlegers zu erfüllen, 
von zukünftigen Entwicklungen insbesondere im wirtschaftlichen, 
aber auch im steuerlichen und rechtlichen Bereich ab, so dass die 
Emittentin einer Vermögensanlage nicht garantieren kann, dass 
alle Zahlungen an den Anleger erbracht werden.

Eine Vermögensanlage in Namensschuldverschreibungen sollte 
nur von Anlegern erworben werden, die willens und auf Grund-
lage ihrer persönlichen wirtschaftlichen Verhältnisse in der Lage 
sind, für die Laufzeit der Vermögensanlage eine finanzielle Bin-
dung einzugehen. Die Anlageentscheidung sollte der Anleger nur 
nach sorgfältiger und vollständiger Lektüre des Prospekts treffen. 

Im Folgenden werden ohne Bezug zu einer konkreten Vermögens-
anlage die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Risiken im 
Zusammenhang mit einer Vermögensanlage in Namenschuldver-
schreibungen dargestellt. Risiken, die aus der individuellen Si-
tuation des Anlegers resultieren, sind nicht erfasst und müssen 
von jedem Anleger basierend auf seiner persönlichen Situation 
bei einer Anlageentscheidung geprüft und bewertet werden. Au-
ßerdem sind auch keine Risiken erfasst, die sich aus einer spezi-
fischen Konzeption einer konkreten Vermögensanlage ergeben.

Die nachfolgende Darstellung ist nicht abschließend. Die Risi-
ken und ihre Eintrittswahrscheinlichkeiten sowie ihre Auswirkun-
gen hängen maßgeblich von der spezifischen Struktur der jewei-
ligen Vermögensanlage in Namensschuldverschreibungen ab.  
Risiken können kumuliert eintreten und sich gegenseitig verstär-
ken, was zu besonders starken Auswirkungen führen kann. Die 
wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Risiken einer konkre-
ten Vermögensanlage sind einzig dem jeweiligen Verkaufspros-
pekt bzw., wenn ein solcher nicht veröffentlicht ist, einer entspre-
chenden Risikodarstellung zu entnehmen.

2. Maximales Risiko
In der Regel besteht das maximale Risiko für den Anleger einer 
Vermögensanlage in Namensschuldverschreibungen darin, dass 
er einen Totalverlust des eingesetzten Kapitals (in der Regel ge-
zahlter Erwerbspreis zuzüglich eines gezahlten Agios) erleidet und 
sein Vermögen vermindert wird.

Eine Minderung des Vermögens des Anlegers kann dadurch ein-
treten, dass der Anleger im Falle einer Fremdfinanzierung des Er-
werbs der Vermögensanlage durch die Aufnahme eines oder meh-
rerer Darlehen – auch bei Ausbleiben der vertraglich vereinbarten 
Zahlungen durch die Emittentin – zur Leistung der Zinsen und 
sonstigen Finanzierungskosten sowie zur Rückzahlung des Dar-
lehens bzw. der Darlehen verpflichtet ist und / oder etwaige wei-
tere Kosten tragen muss.

Darüber hinaus kann eine Minderung des Vermögens des Anle-
gers auch eintreten, wenn der Anleger in den zuvor genannten 
Fällen eine persönliche und gegebenenfalls höhere Steuerbelas-
tung tragen bzw. ausgleichen muss, die aus der Verwirklichung 
von allgemeinen und / oder persönlichen steuerlichen Risiken des 
Anlegers resultiert.

Diese Umstände können zu einer Privatinsolvenz bzw. Insolvenz 
des Anlegers als maximales Risiko führen.

3. Liquiditätsrisiken
Als Liquidität wird die Fähigkeit eines Unternehmens bezeich-
net, seine bestehenden Zahlungspflichten jederzeit fristgerecht 
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zu erfüllen. Hierzu benötigt ein Unternehmen liquide Mittel. Da-
bei handelt es sich in der Regel um bei Banken gehaltene Geldbe-
stände. Die liquiden Mittel der Emittentin einer Vermögensanlage 
in Namensschuldverschreibungen im Logistikbereich resultieren 
in der Regel aus der Vereinnahmung von Erlösen aus der Bewirt-
schaftung von Ausrüstungsgegenständen. Liquiditätsrisiken der 
Emittentin einer Vermögensanlage in Namensschuldverschrei-
bungen können sich insbesondere aus den in diesem Abschnitt 
dargestellten Umständen und Faktoren ergeben.

3.1 Ausfall von Zinszahlungen
Es besteht das Risiko, dass die Emittentin Zinszahlungen nicht, 
nicht in voller Höhe oder nicht zum vereinbarten Zeitpunkt an den 
Anleger leistet. Die Emittentin ist nur in der Lage, Zinszahlungen 
an die Anleger vollständig und rechtzeitig zu erbringen, wenn sie 
mit ihrer Geschäftstätigkeit genügend liquide Geldmittel erwirt-
schaftet. Es kann zum teilweisen oder vollständigen Ausfall der 
Vertragspartner der Emittentin kommen, so dass die Emittentin zu 
geringe oder keine Umsatzerlöse erzielt. Dadurch kann es zum teil-
weisen oder vollständigen Ausfall von Zinszahlungen an den Anle-
ger kommen. Es existieren zahlreiche und vielfältige Gründe, die 
zu einem teilweisen oder vollständigen Ausfall der Vertragspartner 
der Emittentin und damit zum Ausbleiben von Zinszahlungen der 
Emittentin an Anleger führen können. Insbesondere kann der Fall 
eintreten, dass Vertragspartner der Emittentin Zahlungsansprü-
che der Emittentin nicht, nicht vollständig und / oder nicht recht-
zeitig erfüllen. Dies kann dazu führen, dass die Emittentin nicht 
über eine ausreichende Liquidität verfügt, um die Ansprüche der 
Anleger vollständig und rechtzeitig zu erfüllen. Es kann zudem der 
Fall eintreten, dass die Emittentin nach dem Ausfall von Vertrags-
partnern Ausrüstungsgegenstände nicht, nicht sofort oder nur zu 
schlechteren Konditionen weiter bewirtschaften kann. Sollten die 
Ausrüstungsgegenstände nicht sofort weiter bewirtschaftet wer-
den können, können zusätzliche Umschlags- und Lagerkosten so-
wie mögliche weitere Aufwendungen für die Emittentin entstehen. 
Im Streitfall können Anwalts- und Gerichtskosten in noch nicht vor-
hersehbarer Höhe entstehen. Mögliche Schäden an den Ausrüs-
tungsgegenständen können bei deren Sicherstellung (Beschaffung 
des unmittelbaren Besitzes) festgestellt werden und Reparatur-
kosten nach sich ziehen. Durch Eintreten eines oder mehrerer der 
zuvor genannten Risiken kann sich die Liquidität der Emittentin 
einer Vermögensanlage in Namensschuldverschreibungen nach-
teilig entwickeln. Dies könnte zur Kürzung der Zinszahlungen an 
den Anleger oder zu deren vollständigem Ausfall führen. In die-
sem Fall erhält der Anleger weniger als die vereinbarten oder kei-
ne Zinszahlungen von der Emittentin und der Anleger erzielt ein 
geringeres Ergebnis als von ihm erwartet.

3.2 Ausfall der Rückzahlung
Die Emittentin einer Vermögensanlage in Namensschuldverschrei-
bungen ist nur in der Lage, die Rückzahlung der Namensschuld-
verschreibungen an die Anleger vollständig und rechtzeitig zu 
erbringen, wenn sie zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Rückzah-
lungsanspruchs des Anlegers über genügend liquide Geldmittel 
verfügt. Die Emittentin wird in der Regel nur dann über genügend 
liquide Geldmittel verfügen, wenn sie die Ausrüstungsgegenstände  
zu ausreichenden Preisen verkaufen kann und die Käufer der Aus-
rüstungsgegenstände als Vertragspartner der Emittentin ihre Ver-
pflichtungen zur Zahlung der Kaufpreise für die Ausrüstungsge-
genstände gegenüber der Emittentin vollständig und rechtzeitig 
erfüllen. Es kann der Fall eintreten, dass die Emittentin zum Zeit-
punkt der Fälligkeit des Rückzahlungsanspruchs des Anlegers über 
keine oder nicht ausreichende liquide Geldmittel verfügt, weil sie 

keine oder zu geringe Kaufpreiszahlungen erhält. Dies kann dazu 
führen, dass die Emittentin nicht über die erforderliche Liquidität 
zur Rückzahlung der Namensschuldverschreibungen an den An-
leger verfügt. In diesem Fall erhält der Anleger die Rückzahlung 
der Namensschuldverschreibungen nicht, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig von der Emittentin. Dies kann dazu führen, dass 
der Anleger einen Totalverlust des eingesetzten Kapitals erleidet.

3.3 Interessenkonflikte
Es besteht die Möglichkeit, dass es personelle Verflechtungen 
zwischen der Emittentin einer Vermögensanlage und anderen 
Unternehmen, wie zum Beispiel einer Vertriebsgesellschaft gibt, 
aus denen Interessenkonflikte resultieren können. Insbesondere  
kann / können der / die Geschäftsführer der Emittentin auch in 
leitenden Funktionen bei anderen Unternehmen tätig sein, in der 
er / sie geschäftliche Entscheidungen zum Nachteil der Emittentin 
treffen kann / können. Solche Entscheidungen können dazu führen, 
dass die Emittentin nicht über ausreichend Liquidität verfügt. Dies 
kann dazu führen, dass der Anleger von der Emittentin geringere  
oder keine Zinszahlungen und / oder eine geringere oder kei-
ne Rückzahlung der Namensschuldverschreibungen erhält und  
einen Totalverlust des eingesetzten Kapitals erleidet.

3.4 Währungsrisiken
Hinsichtlich einiger Ausrüstungsgegenstände im Logistikbereich, 
wie Standardcontainer, Standard-Tankcontainer und sonstige Aus-
rüstungsgegenstände werden die Vertragsverhältnisse nicht in 
EUR sondern in US-Dollar abgewickelt, so dass die Emittentin 
insoweit in der Regel Zahlungen in US-Dollar erhält und diese 
in EUR umtauschen muss. Steigt der Wert des EUR im Vergleich 
zum US-Dollar, besteht das Risiko, dass die Emittentin zu geringe  
Einnahmen in EUR erhält.

Dies kann dazu führen, dass die Emittentin nicht über die erfor-
derliche Liquidität verfügt, um die Zinszahlungen und die Rück-
zahlung der Namensschuldverschreibungen an die Anleger voll-
ständig und zum vereinbarten Zeitpunkt zu leisten.

Dies kann dazu führen, dass der Anleger von der Emittentin ge-
ringere oder keine Zinszahlungen und eine geringere oder kei-
ne Rückzahlung der Namensschuldverschreibungen erhält und  
einen Totalverlust des eingesetzten Kapitals erleidet.

4. Risiko aus qualifiziertem Rangrücktritt
Eine Vermögensanlage in Namensschuldverschreibungen ist für 
Anleger mit einem Nachrangrisiko verbunden. Dieses Nachrang- 
risiko ergibt sich daraus, dass die Anleger mit ihren Ansprüchen 
aus der Vermögensanlage in Namensschuldverschreibungen so-
wohl außerhalb eines Insolvenzverfahrens als auch in einem In-
solvenzverfahren der Emittentin sowie für den Fall der Durchfüh-
rung eines Liquidationsverfahrens hinter alle bestehenden und 
zukünftigen Gläubiger der Emittentin zurücktreten, die mit der 
Emittentin keinen qualifizierten Rangrücktritt vereinbart haben.

Durch die Vereinbarung des qualifizierten Rangrücktritts über-
nimmt jeder Anleger ein über das allgemeine Insolvenzausfall- 
risiko der Emittentin hinausgehendes unternehmerisches Risiko. 
Auf die Realisierung dieses Risikos hat aber kein Anleger Einfluss, 
weil die Anleger als Schuldverschreibungsgläubiger der Emittentin 
keine Informations-, Mitwirkungs- und Kontrollrechte und keine 
Entscheidungsbefugnisse bei der Emittentin haben.

Durch die fehlenden Informationsrechte kann die Situation ein-
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treten, dass die Anleger keine Informationen zu einem etwaigen 
teilweisen oder vollständigen Kapitalaufbrauch und einer daraus 
resultierenden Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation 
bei der Emittentin erhalten.

Eine Vermögensanlage in Namensschuldverschreibungen ist in 
der Regel so ausgestaltet, dass die Ansprüche des Anlegers aus 
den Namensschuldverschreibungen auf Zahlung von Zinsen so-
wie auf Rückzahlung der Namensschuldverschreibungen im In-
solvenzverfahren der Emittentin sowie für den Fall der Durchfüh-
rung eines Liquidationsverfahrens im Rang hinter alle anderen 
bestehenden und zukünftigen Gläubiger der Emittentin, die mit 
der Emittentin keinen Rangrücktritt nach § 39 Abs. 2 Insolvenz-
ordnung („InsO“) vereinbart haben und die aus diesem Grund vor 
den Anlegern befriedigt werden müssen, zurücktreten. Außerdem 
verpflichtet sich der Anleger in der Regel, seine Nachrangforde-
rungen gegen die Emittentin auch außerhalb eines Insolvenzver-
fahrens der Emittentin nicht geltend zu machen (qualifizierter 
Rangrücktritt einschließlich vorinsolvenzlicher Durchsetzungs-
sperre), wobei die Geltendmachung von Nachrangforderungen 
ausgeschlossen ist, solange und soweit die teilweise oder voll-
ständige Befriedigung der Nachrangforderungen einen Grund 
für die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der 
Emittentin (Zahlungsunfähigkeit im Sinne von § 17 InsO, drohende  
Zahlungsunfähigkeit im Sinne des § 18 InsO oder Überschul-
dung im Sinne von § 19 InsO) herbeiführen würde. Die Geltend-
machung von Nachrangforderungen ist auch ausgeschlossen, 
wenn die Emittentin zum Zeitpunkt der Fälligkeit von Nachrang-
forderungen bereits zahlungsunfähig oder überschuldet ist oder 
zahlungsunfähig zu werden droht. Diese Verpflichtungen erfas-
sen die Nachrangforderungen in voller Höhe und gelten zeit-
lich unbegrenzt. Auch außerhalb eines Insolvenzverfahrens sind 
die Ansprüche der Anleger aus den Namensschuldverschreibun-
gen also nachrangig. Das bedeutet, dass die Nachrangforderun-
gen der Anleger bereits außerhalb eines Insolvenzverfahrens der 
Emittentin vollständig und für zeitlich unbeschränkte Dauer nicht 
mehr durchsetzbar sein können, wenn die Emittenten zum Zeit-
punkt der Fälligkeit von Nachrangforderungen der Anleger oder 
gerade durch die Fälligkeit von Nachrangforderungen der Anleger 
zahlungsunfähig oder überschuldet ist oder zahlungsunfähig zu 
werden droht. Der Anleger erhält außerhalb eines Insolvenzver-
fahrens bereits dann keine Zahlungen von der Emittentin, wenn 
die Emittentin nicht über ausreichend freies Vermögen verfügt, 
um ihre fälligen Verbindlichkeiten gegenüber Gläubigern, mit de-
nen sie keinen qualifizierten Rangrücktritt vereinbart hat zu erfül-
len. Der Anleger erhält außerhalb eines Insolvenzverfahrens auch 
dann keine Zahlungen von der Emittentin, wenn die Emittentin 
zwar ihre fälligen Verbindlichkeiten gegenüber Gläubigern, mit 
denen sie keinen qualifizierten Rangrücktritt vereinbart hat, er-
füllt hat, sie aber nicht über ausreichend weiteres freies Vermö-
gen für Zahlungen an Anleger verfügt.

Der qualifizierte Nachrang führt für die Anleger zu dem Risiko, 
dass ihre Ansprüche in allen vorgenannten Situationen erst nach 
den Ansprüchen aller Gläubiger der Emittentin, die mit der Emit-
tentin keinen qualifizierten Rangrücktritt vereinbart haben, und 
mit den Ansprüchen gleichrangiger Gläubiger geltend gemacht 
und/oder erfüllt werden können. Sofern die Emittentin nicht über 
ausreichend freies Vermögen verfügt, um alle ihre anderen Gläu-
biger und danach die Anleger zu befriedigen, ohne dadurch das 
Vorliegen eines Insolvenzgrundes herbeizuführen, kann der quali-
fizierte Rangrücktritt dazu führen, dass sämtliche Ansprüche des 
Anlegers gegen die Emittentin teilweise oder vollständig dauer-

haft nicht durchsetzbar sind und der Anleger von der Emittentin 
geringere oder keine Zinszahlungen und eine geringere oder kei-
ne Rückzahlung der Namensschuldverschreibungen erhält und 
einen Totalverlust des eingesetzten Kapitals erleidet.

5. Fremdfinanzierung durch den Anleger
Sollte der Anleger den Erwerb der Vermögensanlage in Namens-
schuldverschreibungen durch die Aufnahme eines Darlehens  
finanzieren, so bleibt der Anleger – auch bei Ausbleiben der ver-
traglich vereinbarten Zahlungen durch die Emittentin – zur Leis-
tung der Zinsen und sonstigen Finanzierungskosten sowie zur 
Rückzahlung des Darlehens verpflichtet. Somit besteht bei einer 
Fremdfinanzierung das Risiko, dass der Anleger regelmäßig den 
Kapitaldienst und die Zinsen und sonstige Kosten für seine Finan-
zierung aus seinem Vermögen leisten muss, ohne Zahlungen von 
der Emittentin zu erhalten. Diese Gefahr besteht insbesondere 
dann, wenn vom Anleger bei der Finanzierungsplanung einkalku-
lierte Zahlungen von der Emittentin ausbleiben, geringer ausfallen 
oder sich verzögern sollten. Die sich aus einer solchen Finanzie-
rung ergebenden Verpflichtungen des Anlegers sind in jedem Fall 
– auch beim Ausbleiben von Zahlungen und Rückzahlung der Na-
mensschuldverschreibungen von der Emittentin – vom Anleger zu 
erfüllen. Erhält der Anleger von der Emittentin geringere oder kei-
ne Zinszahlungen und eine geringere oder keine Rückzahlung der 
Namensschuldverschreibungen kann dies im Falle einer Fremdfi-
nanzierung zur Privatinsolvenz bzw. Insolvenz des Anlegers führen.

6. �Keine ordentliche Kündigung und  
eingeschränkte Handelbarkeit

In der Regel ist eine ordentliche Kündigung der Vermögensanla-
ge in Namensschuldverschreibungen ausgeschlossen, so dass der 
Anleger seine Namensschuldverschreibungen lediglich aus wichti-
gem Grund außerordentlich kündigen kann. Die Vermögensanlage 
in Namensschuldverschreibungen des Anlegers ist darüber hinaus 
zwar grundsätzlich auf andere Personen übertragbar, dies ist aber 
nur mit einer gleichzeitigen Übertragung aller Rechte bzw. Ansprü-
che und Pflichten aus den zwischen der Emittentin und dem An-
leger vereinbarten Anleihebedingungen möglich. Es können darü-
ber hinaus weitere Voraussetzungen für die Übertragung, wie zum 
Beispiel ein Zustimmungserfordernis bestehen. Außerdem besteht 
kein geregelter Markt zum Handel von Vermögensanlagen in Na-
mensschuldverschreibungen. Die freie Handelbarkeit einer Ver-
mögensanlage in Namensschuldverschreibungen ist daher – ge-
gebenenfalls auch erheblich – eingeschränkt. Die Übertragung 
der Vermögensanlage kann daher für den Anleger schwierig oder 
unmöglich sein. Gelingt es dem Anleger nicht, seine Vermögens-
anlage zu veräußern, besteht für den Anleger das Risiko, dass er 
über den Erwerbspreis erst nach dessen Rückzahlung zum Ende 
der Laufzeit der Vermögensanlage verfügen kann.

7. Keine Einlagensicherung
Die Rückzahlung einer Vermögensanlage in Namensschuldver-
schreibungen wird in der Regel nicht durch einen Dritten garan-
tiert. Insbesondere erfolgt keine Absicherung über ein Einlagen-
sicherungssystem. Bei einer Insolvenz der Emittentin ist daher 
damit zu rechnen, dass der Anleger nicht nur Zinszahlungen nicht, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erhält, sondern darüber 
hinaus das eingesetzte Kapital teilweise oder vollständig verliert.

8. Regulierung und Aufsichtsrecht
Generell besteht bei Vermögensanlagen das Risiko, dass die Ver-
trags- und Anlagebedingungen so geändert werden oder sich die 
Tätigkeit der Emittentin so verändert, dass sie ein Investmentver-
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mögen im Sinne des Kapitalanlagegesetzbuches („KAGB“) dar-
stellt, so dass die BaFin Maßnahmen nach § 15 KAGB ergreifen 
und insbesondere die Rückabwicklung der Geschäfte der Emitten-
tin anordnen kann. In diesem Fall müsste jeder Anleger die bereits 
von der Emittentin erhaltenen Zinszahlungen zurückzahlen. Ist 
die Emittentin nicht in der Lage, den vom Anleger gezahlten Er-
werbspreis teilweise oder vollständig zurückzuzahlen, kann dies 
zum Totalverlust des vom Anleger eingesetzten Kapitals führen.

9. Fremdkapital
Sofern und soweit die Emittentin einer Vermögensanlage in Na-
mensschuldverschreibungen zusätzlich zu den mit der Emission 
der Vermögensanlage aufgenommenen Mitteln weiteres Fremdka-
pital aufnimmt, muss sie sehr wahrscheinlich für dieses Fremdka-
pital Zinszahlungen leisten. Das sich daraus ergebende Risiko kann 
sich nachteilig auf das wirtschaftliche Ergebnis der Emittentin aus-
wirken, so dass die Emittentin Zinszahlungen und / oder die Rück-
zahlung des Erwerbspreises nicht, nicht in voller Höhe oder nicht 
zum vereinbarten Zeitpunkt an den Anleger leisten kann. Das kann 
zum Totalverlust des vom Anleger eingesetzten Kapitals führen.

10. Steuerliche Risiken
10.1 Steuerliche Risiken des Anlegers
Es besteht das Risiko, dass § 32d Abs. 1 S. 1 EStG, der einen ge-
sonderten Steuertarif für Einkünfte aus Kapitalvermögen (Ab-
geltungsteuersatz von 25 % zzgl. Solidaritätszuschlag und ggf. 
Kirchensteuer) vorsieht, geändert oder aufgehoben wird. Die Än-
derung oder Aufhebung des § 32d EStG kann dazu führen, dass 
die Einkünfte aus Kapitalvermögen in Gestalt der von der Emit-
tentin erhaltenen Zinszahlungen mit einem über 25 % liegen-
den Steuersatz beim Anleger besteuert werden. Bei ersatzloser 
Aufhebung der Vorschrift kann sich nach derzeitiger Rechtsla-
ge beim Anleger eine Steuerbelastung von 45 % zzgl. Solidari-
tätszuschlag und ggf. Kirchensteuer bezogen auf die erhaltenen 
Zinszahlungen (Basiszinsen und gegebenenfalls Bonuszinsen) er-
geben. Die Änderung oder Aufhebung von § 32d EStG kann zu 
höheren Steuerbelastungen des Anlegers führen. Es kann eben-
falls nicht ausgeschlossen werden, dass steuerliche Freibeträge, 
wie beispielsweise der Sparer-Pauschbetrag (§ 20 Abs. 9 EStG), 
reduziert oder aufgehoben werden. Entsprechende Veränderun-
gen können zu höheren Steuerbelastungen sowie verringerten  
Liquiditätsrückflüssen beim Anleger führen. Diese Risiken kön-
nen das vom Anleger erwartete Ergebnis mindern, sodass der 
Anleger ein geringeres Ergebnis als erwartet erzielt. Verwirklicht 
bzw. verwirklichen sich zusätzlich zu diesen steuerlichen Risiken 
des Anlegers ein weiteres Risiko bzw. weitere Risiken, kann diese 
Risikokumulation das eigene Vermögen des Anlegers gefährden 
und zum Eintritt des maximalen Risikos für den Anleger führen.

10.2 Steuerliche Risiken der Emittentin
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Emittentin einer 
Vermögensanlage in Namensschuldverschreibungen aufgrund 
zukünftiger Änderungen der steuerrechtlichen Rahmenbedin-
gungen höheren Steuerbelastungen als gegenwärtig einschlä-
gig ausgesetzt sein wird, unterliegt. Es besteht das Risiko, dass 
sich dadurch die Liquidität der Emittentin verringert. Dieses Ri-
siko kann dazu führen, dass die Emittentin nicht in der Lage ist, 
die Zinszahlungen vollständig und rechtzeitig an den Anleger zu 
leisten und / oder die Namensschuldverschreibungen an die An-
leger zurückzuzahlen. Dies wiederum kann zum Totalverlust des 
vom Anleger eingesetzten Kapitals führen.

11. Risiko hinsichtlich weiterer Kosten des Anlegers
Dem Anleger können im Zusammenhang mit dem Erwerb der 
Vermögensanlage in Namensschuldverschreibungen eigene Kos-
ten, zum Beispiel für die eigene Beauftragung von Steuerbera-
tern, Rechtsanwälten, Anlageberatern, Anlagevermittlern, Vermö-
gensberatern oder sonstigen Beratern entstehen. Soweit solche 
Kosten entstehen, muss der Anleger diese Kosten selbst und un-
abhängig von den Zahlungen der Emittentin aus seinem eigenen 
Vermögen tragen. In diesem Fall reduziert sich das vom Anleger 
erwartete Ergebnis um die zu tragenden Kosten und ist entspre-
chend geringer. Dieses Risiko kann zur Privatinsolvenz bzw. In-
solvenz des Anlegers führen.

Herausgeberin dieses Informationsdokuments

Solvium Capital Vertriebs GmbH 
ABC-Straße 21, 20354 Hamburg 
Tel.: + 49 40 / 527 34 79 75 
Fax: + 49 40 / 527 34 79 22 
info@solvium-capital.de  
www.solvium-capital.de

Die teilweise, auszugsweise oder vollständige Weitergabe, Vervielfäl-
tigung, öffentliche Zugänglichmachung, Verbreitung, Verarbeitung 
und / oder Bearbeitung sämtlicher Inhalte und Darstellungen in dieser 
Basisinformation sowie jegliche sonstige Nutzung ist nur mit vorheriger 
schriftlicher Zustimmung der Solvium Capital Vertriebs GmbH zulässig.

Rechtlicher Hinweis

Dieses Dokument erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Es stellt 
weder eine Anlageberatung noch ein Angebot im Sinne der gesetzlichen 
Vorgaben dar. Anleger sollten ihre Anlageentscheidung auf die Prüfung 
des Verkaufsprospekts der betreffenden Vermögensanlage stützen. Die 
vollständigen Angaben zu der jeweiligen Vermögensanlage sind einzig 
dem entsprechenden Verkaufsprospekt zu entnehmen, der insbesonde-
re die Struktur, Chancen und Risiken der jeweiligen Vermögensanlage 
beschreibt sowie die Anleihebedingungen für die Emission der Namens-
schuldverschreibungen enthält. Grundlage für den Erwerb einer Vermö-
gensanlage sind der Verkaufsprospekt, das Vermögensanlagen-Informa-
tionsblatt und die Anleihebedingungen der jeweiligen Vermögensanlage.

Stand: Februar 2022



Bei Fragen rufen Sie uns gerne an: 030 2757764-00 

Grundsätze zur Vermeidung von Interessenkonflikten (Conflicts of Interest Policy)
Geldanlage ist Vertrauenssache. Das beginnt bei der Wahl Ihres persönlichen Betreuers oder Vermittlers und endet bei der Auswahl der Abwicklungsstelle 
für die gewünschte Finanzdienstleistung. Wie bei nahezu allen Geschäftsaktivitäten, d. h. auch in anderen Branchen und Unternehmen, kann nicht vollständig 
ausgeschlossen werden, dass Interessenkonflikte anzutreffen sind. Zwar sind alle beteiligten Personen um Objektivität bemüht, es können aber immer wieder 
unterschiedliche Interessenlagen aufeinander treffen. Das Geschäftsmodell der Smartbroker AG besteht in einem qualitativ hochwertigen Angebot von 
kostengünstigen Finanzdienstleistungen zur Abwicklung des Kaufs und Verkaufs von Finanzprodukten. Hierbei wendet sich die Smartbroker AG nur an gut 
informierte oder erfahrene Anleger und leitet lediglich Aufträge des Kunden an Fonds- und Produktanbieter weiter. Es handelt sich um eine beratungsfreie 
Dienstleistung. Die Smartbroker AG erbringt keine individuelle Anlageberatung und gibt insbesondere keine an den persönlichen Verhältnissen des 
Kunden ausgerichtete Anlageempfehlung ab. Sie als Kunde erwarten von uns einen angemessenen Umgang mit Interessenkonflikten. Dies entspricht auch 
unserem eigenen Anspruch an unsere Tätigkeit sowie unserem Verständnis von einer guten Kundenbeziehung. In Übereinstimmung mit den Vorgaben des 
Wertpapierhandelsgesetzes informieren wir Sie daher nachfolgend über unsere Vorkehrungen zum Umgang mit diesen Interessenkonflikten.
Ein Interessenkonflikt liegt vor, wenn die Erbringung der Wertpapierdienstleistung einen potentiellen Vorteil für die eine Seite und gleichzeitig einen potentiellen 
Nachteil für Sie als Kunden beinhaltet. Interessenkonflikte können in den Beziehungen zwischen dem Kunden und der Smartbroker AG, einem Mitarbeiter 
der Smartbroker AG bzw. dem Vermittler oder einem verbundenen Unternehmen auftreten.

Interessenkonflikte können sich insbesondere ergeben:

•	 �aus finanziellen und unternehmerischen Interessen unseres Instituts (Gewinnerzielungsabsicht)

•	 durch Eigengeschäfte unseres Instituts (nach Lizenzerweiterung)

•	 �bei Erhalt von Zuwendungen (z. B. Vertriebs- und Vertriebsfolgeprovisionen) von Dritten im Zusammenhang mit Wertpapierdienstleistungen oder sonstigen
Anlagegeschäften, die wir für Sie erbringen sofern diese nicht an Sie ausgekehrt werden;

•	 bei Gewähr von Zuwendungen an unsere Mitarbeiter und Vermittler;

•	 durch erfolgsbezogene Vergütungen von unseren Mitarbeitern und Vermittlern;

•	 aus Beziehungen unseres Instituts mit Emittenten von Finanzinstrumenten oder sonstigen Kapitalanlagen;

•	 aus persönlichen Beziehungen unserer Mitarbeiter oder der Geschäftsleitung oder der mit diesen verbundenen Personen;

•	 bei der Mitwirkung der vorgenannten Personen in Aufsichts- oder Beiräten von Unternehmen oder

•	 durch Erlangung von Informationen, die nicht öffentlich bekannt sind.

Um möglichst zu vermeiden, dass sachfremde Interessen die Auftragsausführung beeinflussen, haben wir uns und unsere Mitarbeiter auf die Regeln des 
WpHG verpflichtet. Wir erwarten jederzeit Sorgfalt und Redlichkeit, rechtmäßiges und professionelles Verhalten und insbesondere immer die Beachtung 
des Kundeninteresses. Eine Verringerung des Interessenkonfliktpotenzials folgt zudem aus dem Umstand, dass wir keine Anlageberatung erbringen und 
unsere Mitarbeiter strengstens angehalten sind, sich auch nur subjektiven Bewertungen zu den über die Smartbroker AG erhältlichen Finanzinstrumenten 
zu entziehen. Bei der Smartbroker AG haben wir zudem organisatorische Verfahren zur Wahrung des Kundeninteresses und Regelungen über die Annahme 
und Gewährung von Zuwendungen getroffen. Insbesondere ist in unserem Hause unter der direkten Verantwortung der Geschäftsleitung eine unabhängige 
Compliance-Stelle eingerichtet, zu deren zentralen Aufgaben die Identifikation, die Vermeidung und das Management von Interessenkonflikten zählen. Ferner 
wird seitens unserer Mitarbeiter sichergestellt, dass Ihre Aufträge zeitgerecht ausgeführt werden und Mitarbeitergeschäfte im Rahmen der gesetzlichen 
Regelungen kontrolliert werden. Wir bei der Smartbroker AG sind der Überzeugung, dass durch unsere internen Abläufe sichergestellt wird, dass keine 
Benachteiligungen unserer Kunden entstehen. Im Einzelnen ergreifen wir unter anderem folgende Maßnahmen:

•	 �Schaffung organisatorischer Vorkehrungen zur Wahrung der Kundeninteressen z. B. Aufstellung interner Regelungen für persönliche Geschäfte, strenges 
Verbot des Vor-, Mit- oder Gegenlaufens zu Kundengeschäften

•	 Weiterleitung von Kundenaufträgen in der Reihenfolge ihres Eingangs an Dritte zum Zwecke der Ausführung

•	 �Regelungen über die Annahme und Gewährung von Zuwendungen sowie die Offenlegung von Existenz, Art und Umfang von Zuwendungen, soweit diese 
nicht an die Kunden ausgekehrt werden, vor Erbringung der Wertpapierdienstleistung

•	 Definition von Grundsätzen über die unverzügliche und redliche Ausführung bzw. Weiterleitung von Kundenaufträgen und Dokumentation der Arbeitsabläufe

•	 �Angemessenes, transparentes und auf eine nachhaltige Entwicklung ausgerichtetes Vergütungssystem, welches keine Abhängigkeit von variablen
Vergütungsbestandteilen entstehen lässt und keine Anreize zur Eingehung hoher Risiken schafft, keine Erteilung von Vertriebsvorgaben

•	 �Errichtung eines mehrstufigen Produktfreigabeverfahrens unter Einbeziehung der Zielmarktbestimmung, mindestens jährliche Überprüfung der
angebotenen Finanzinstrumente

•	 Fortlaufende, mindestens jährliche Schulung aller Mitarbeiter zum Thema Kapitalmarkt-Compliance, Implementierung eines anonymen Hinweisgebersystems

Wir überprüfen unsere Maßnahmen zur Vermeidung von Interessenkonflikten regelmäßig, ggf. werden wir unsere „Conflicts of Interest Policy“ überarbeiten 
und die geänderte Version veröffentlichen.

(Stand: August 2022, Änderungen vorbehalten)

Ein Service der Smartbroker AG



Informationen zum Unternehmen und den Dienstleistungen der Smartbroker AG 
sowie zu Fernabsatzverträgen über Finanzdienstleistungen

Stand: 11/2023

Wir freuen uns, dass Sie unser Angebot nutzen möchten. Bevor Sie im Fernabsatz (per 
Internet, Telefon, E-Mail, Fax oder Briefverkehr) mit uns Verträge abschließen, möchten wir 
Ihnen nachfolgend einige allgemeine Informationen zu unserem Unternehmen, 
unseren Dienstleistungen und zum Vertragsschluss im Fernabsatz geben.

1. Allgemeine Informationen zum Unternehmen 

a. Name und Anschrift des Unternehmens 
Smartbroker AG 
FondsDISCOUNT.de 
Ritterstraße 11 
10969 Berlin 
Telefon: 030 2757764-00 
Fax:  030 2757764-15 
E-Mail:  info@fondsdiscount.de 
Internet: www.fondsdiscount.de

Ust.-ID-Nr.: DE 158076703

b. Gesetzlich vertretungsberechtigter Vorstand
Thomas Soltau, Rene Krüger, Uwe Lüders

c. Aufsichtsrat
Daniel Berger, Silvia Gromoll, Roland Nicklaus

d. Eintragung im Handelsregister
Amtsgericht Berlin-Charlottenburg 
Hardenbergstraße 31, 10623 Berlin 
Registernummer: HRB 99126 B

e. Erlaubnis nach § 15 WpIG
Die Smartbroker AG ist ein von der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht zugelassenes Wertpapierinstitut 
und darf neben der Anlagevermittlung (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 WpIG) als 
Wertpapierdienstleistung die Abschlussvermittlung (§ 2 Abs. 2 Nr. 5 WpIG) 
erbringen.

f. Zuständige Aufsichtsbehörde
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Bereich 
Wertpapieraufsicht 
Marie-Curie-Straße 24-28, 60439 Frankfurt am Main 
Internet: www.bafin.de

2. Rechtsordnung/Gerichtsstand
Für den Vertragsschluss und die gesamte Geschäftsverbindung gilt deutsches 
Recht. Es gibt keine vertragliche Gerichtsstandsklausel.

3. Kommunikations- und Vertragssprache
Maßgebliche Sprache für das Vertragsverhältnis und die Kommunikation mit 
dem Kunden ist Deutsch. Ebenso werden die gesetzlichen Pflichtinformationen 
und die Widerrufsbelehrung ausschließlich in deutscher Sprache bereitgestellt.

4. Kommunikationsmittel/Aufträge
Die Kommunikation mit dem Kunden kann grundsätzlich schriftlich, per 
E-Mail, per Fax und telefonisch erfolgen. Aufträge kann der Kunde schriftlich/per 
Fax erteilen. Sofern die Smartbroker AG bei der Auftragserteilung über eines der 
genannten Kommunikationsmittel nicht erreichbar sein sollte, ist der Kunde 
verpflichtet, auf ein anderes Kommunikationsmittel auszuweichen.

5. Kundeneinstufung
Die Smartbroker AG stuft alle Kunden grundsätzlich als Privatkunden ein und wird 
damit alle dem Schutz des Kunden dienenden Vorschriften, insbesondere die des 
Wertpapierhandelsgesetzes, beachten. Eine Heraufstufung zum professionellen 
Kunden oder zur geeigneten Gegenpartei erfolgt lediglich 
auf Antrag des Kunden und auch nur dann, sofern die gesetzlichen 
Voraussetzungen hierfür vorliegen. Eine Heraufstufung hat jedoch eine 
Verringerung des Anlegerschutzniveaus für den Kunden zur Folge. Der Kunde hat 
daher das Recht, sich jederzeit wieder zum Privatkunden herabstufen zu lassen. 

6. Aufzeichnung von elektronischer Kommunikation 
Als Wertpapierdienstleistungsunternehmen ist die Smartbroker AG 
gesetzlich verpflichtet, Telefongespräche und elektronische Kommunikation 
aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen werden 5 Jahre bzw. – bei entsprechender 
Anweisung der Finanzaufsicht – 7 Jahre gespeichert und stehen in diesem 
Zeitraum auf Nachfrage zur Verfügung.

7. Wichtige Risikohinweise 
Anlagegeschäfte sind spezifischen Risiken, welche je nach Art des 
Finanzinstruments variieren. Der Wert eines Finanzinstruments unterliegt 
Schwankungen, auf welche die Smartbroker AG keinen Einfluss hat. In der 
Vergangenheit erwirtschaftete Erträge sind kein Indikator für zukünftige Erträge 
oder Wertsteigerungen. Weitere Einzelheiten sind den Verkaufsunterlagen des 
jeweiligen Finanzinstruments zu entnehmen.

8. Ausführungsplätze
Die Smartbroker AG führt selbst keine Wertpapieraufträge durch, sondern leitet 
solche Aufträge an die Depotbank weiter. Die Ausführungsplätze sind daher bei der 
betroffenen Depotbank zu erfragen. Aufträge, die sich auf andere Anlagen als 
Wertpapiere beziehen (z.B. geschlossene Fonds, Direktinvestments), werden 
von der Smartbroker AG direkt an den Anlageanbieter weitergeleitet.

9. Wesentliche Merkmale der erbrachten Dienstleistungen
Die Smartbroker AG vermittelt als Discount-Broker Anlagegeschäfte 
und Wertpapierdepots. Es handelt sich um eine beratungsfreie 
Finanzdienstleistung, welche sich auf die Weiterleitung von Anlageaufträgen 
oder Depoteröffnungsanträgen aufgrund eines hierfür geschlossenen 
Vermittlungsvertrages beschränkt. Demgegenüber erfolgt weder eine 
individuelle Aufklärung zu einzelnen Anlagen noch eine Prüfung, ob diese für 
den Kunden geeignet sind. 

10. Entgelte und sonstige Kosten 
Die Smartbroker AG stellt dem Kunden in der Regel kein gesondertes Entgelt für 
erbrachte Dienstleistungen in Rechnung. 
Gleichwohl ist zu beachten, dass mit der Investition in Finanzinstrumente Kosten 
verbunden sind. Einzelheiten hierzu sind den Verkaufsunterlagen und den 
gesonderten Kosteninformationen zu dem jeweiligen Finanzinstrument zu 
entnehmen.

11. Zusätzliche Telekommunikationskosten 
Eigene Kosten (z.B. für Telefongespräche) hat der Kunde selbst zu tragen. Darüber 
hinaus fallen keine zusätzlichen Telekommunikationskosten an.

12. Informationen über das Zustandekommen des Vermittlungsvertrages 
Der Kunde gibt gegenüber der Smartbroker AG ein ihn bindendes Angebot 
auf Abschluss des Vermittlungsvertrages ab, indem er den unterzeichneten 
Antrag auf Abschluss des beabsichtigen Anlagegeschäfts oder des Depots an die 
Smartbroker AG übermittelt. Der Vermittlungsvertrag kommt zustande, wenn 
die Smartbroker AG das Angebot des Kunden durch gesonderte 
Annahmebestätigung oder durch Weiterleitung des Antrags auf Abschluss 
des beabsichtigten Anlagegeschäfts/Depots an den Anlageanbieter bzw. 
die Depotbank annimmt. Für den Vermittlungsvertrag steht dem Kunden 
ein gesetzliches Widerrufsrecht zu. Einzelheiten sind der nachstehenden 
Widerrufsbelehrung zu entnehmen.

Einlagensicherung
Die Smartbroker AG ist nicht berechtigt, sich Besitz oder Eigentum an Geld oder 
Wertpapieren oder anderen Vermögensgegenständen des Kunden zu verschaffen. Sollte 
die Smartbroker AG bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen entgegen gesetzlicher 
Vorschriften Gelder oder Wertpapiere entgegennehmen und dann nicht mehr in der 
Lage sein, die Gelder oder Wertpapiere an den Kunden zurückzugeben, sind die Gelder 
oder Wertpapiere nach folgenden Maßgaben des Anlegerentschädigungsgesetzes 
(AnlEntG) gesichert: Die Smartbroker AG gehört der Entschädigungseinrichtung der 
Wertpapierhandelsunternehmen (EdW), Charlottenstraße 33/33 a, 10117 Berlin, 
einem bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau eingerichteten, nicht rechtsfähigen 
Sondervermögen des Bundes, an.
Der Entschädigungsanspruch des Kunden richtet sich nach Höhe und Umfang 
seiner Einlagen oder der ihm gegenüber bestehenden Verbindlichkeiten 
aus Wertpapiergeschäften bei Eintritt des Entschädigungsfalles unter 
Berücksichtigung etwaiger Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrechte der 
Smartbroker AG. Der Entschädigungsanspruch besteht nur, soweit Einlagen oder 
Gelder auf die Währung eines EU-Mitgliedstaates oder auf Euro laufen. Weitere 
Ausnahmen sind in § 4 AnlEntG geregelt. Der Entschädigungsanspruch ist pro 
Gläubiger (Kunde) der Höhe nach auf 90 vom Hundert (90 Prozent) der Einlagen 
und den Gegenwert von 20.000 Euro sowie 90 vom Hundert (90 Prozent) der 
Verbindlichkeiten aus Wertpapiergeschäften und den Gegenwert von 20.000 Euro 
begrenzt. Bei der Berechnung der Höhe des Entschädigungsanspruches sind der 
Betrag der Einlagen und Gelder und der Marktwert der Finanzinstrumente bei Eintritt 
des Entschädigungsfalles zugrunde zu legen. Der Entschädigungsanspruch 
umfasst auch die bis zu seiner Erfüllung entstandenen Zinsansprüche im Rahmen 
der genannten Obergrenze des Entschädigungsanspruchs. Die Obergrenze bezieht sich 
auf die Gesamtforderung des Kunden gegen die Smartbroker AG, unabhängig von der 
Zahl der Konten, der Währung und dem Ort, an dem die Konten geführt oder die 
Finanzinstrumente verwahrt werden. Bei Gemeinschaftskonten ist für die Obergrenze 
der jeweilige Anteil des einzelnen Kontoinhabers maßgeblich. Fehlen besondere 
Bestimmungen, so werden die Einlagen, Gelder oder Finanzinstrumente zu gleichen 
Teilen den Kontoinhabern zugerechnet. Hat der Kunde für Rechnung eines 
Dritten gehandelt, ist für die Obergrenze auf den Dritten abzustellen. Die 
Entschädigung kann in Euro geleistet werden. Die Entschädigung nach dem AnlEntG 
deckt keine Ansprüche auf Schadenersatz wegen Beratungsverschulden, mangelnder 
Aufklärung, weisungswidriger Auftragsausführung, Fehl- oder Falschinformation und 
sonstiger Vertragsverletzungen.

Bei Fragen rufen Sie uns gerne an: 030 2757764-00 
Ein Service der Smartbroker AG



Abschnitt 1  
Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von 
Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung widerrufen. Die Frist beginnt nach 
Abschluss des Vertrags und nachdem Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 
aufgeführten Informationen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, Telefax, 
E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige 
Absendung des Widerrufs, wenn die Erklärung auf einem dauerhaften Datenträger 
erfolgt. Der Widerruf ist zu richten an:

Smartbroker AG 
Ritterstraße 11 
10969 Berlin 
Telefax: 030 2757764-15 
Email: info@fondsdiscount.de

Abschnitt 2 
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben:

1. die Identität  des Unternehmers;  anzugeben ist  auch das öf  fentl iche 
Unternehmensregister, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, und die 
zugehörige Registernummer oder gleichwertige Kennung;

2. die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmers und die für seine Zulassung 
zuständige Aufsichtsbehörde;

3. zur Anschrift
die ladungsfähige Anschrift des Unternehmers und jede andere Anschrift, die für die 
Geschäftsbeziehung zwischen dem Unternehmer und dem Verbraucher 
maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder 
Personengruppen auch den Namen des Vertretungsberechtigten;

4. die wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung sowie Informationen darüber, 
wie der Vertrag zustande kommt;

5. den Gesamtpreis der Finanzdienstleistung einschließlich aller damit verbundenen 
Preisbestandteile sowie alle über den Unternehmer abgeführten Steuern oder, 
wenn kein genauer Preis angegeben werden kann, seine Berechnungsgrundlage, 
die dem Verbraucher eine Überprüfung des Preises ermöglicht;

6. gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten sowie einen Hinweis auf mögliche 
weitere Steuern oder Kosten, die nicht über den Unternehmer abgeführt oder von 
ihm in Rechnung gestellt werden;

7. den Hinweis, dass sich die Finanzdienstleistung auf Finanzinstrumente bezieht, 
die wegen ihrer spezifischen Merkmale oder der durchzuführenden Vorgänge 
mit speziellen Risiken behaftet sind oder deren Preis Schwankungen auf dem 
Finanzmarkt unterliegt, auf die der Unternehmer keinen Einfluss hat, und dass in der 
Vergangenheit erwirtschaftete Erträge kein Indikator für künftige Erträge sind;

8. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung;

9. alle spezifischen zusätzlichen Kosten, die der Verbraucher für die Benutzung des 
Fernkommunikationsmittels zu tragen hat, wenn solche zusätzlichen Kosten durch 
den Unternehmer in Rechnung gestellt werden;

10. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, 
Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Name und Anschrift desjenigen, gegenüber 
dem der Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich 
Informationen über den Betrag, den der Verbraucher im Fall des Widerrufs für die 
erbrachte Leistung zu zahlen hat, sofern er zur Zahlung von Wertersatz verpflichtet 
ist (zugrunde liegende Vorschrift: § 357b des Bürgerlichen Gesetzbuchs);

11. die Mindestlaufzeit des Vertrags, wenn dieser eine dauernde oder regelmäßig 
wiederkehrende Leistung zum Inhalt hat;

12. die vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger Vertragsstrafen;

13. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Unternehmer der 
Aufnahme von Beziehungen zum Verbraucher vor Abschluss des Vertrags 
zugrunde legt;

14. eine Vertragsklausel über das auf den Vertrag anwendbare Recht oder über das 
zuständige Gericht;

15. die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in dieser Widerrufsbelehrung 
genannten Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in denen 
sich der Unternehmer verpflichtet, mit Zustimmung des Verbrauchers die 
Kommunikation während der Laufzeit dieses Vertrags zu führen;

16. den Hinweis, ob der Verbraucher ein außergerichtliches Beschwerde- und
Rechtsbehelfsverfahren, dem der Unternehmer unterworfen ist, nutzen kann, 
und gegebenenfalls dessen Zugangsvoraussetzungen;

Abschnitt 3 
Widerrufsfolgen

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen 
zurückzugewähren. Sie sind zur Zahlung von Wertersatz für die bis zum Widerruf 
erbrachte Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe Ihrer 
Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdrücklich 
zugestimmt haben, dass vor dem Ende der Widerrufsfrist mit der Ausführung der 
Gegenleistung begonnen werden kann. Besteht eine Verpflichtung zur Zahlung von 
Wertersatz, kann dies dazu führen, dass Sie die vertraglichen 
Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf dennoch erfüllen 
müssen. Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten 
auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr 
Widerrufsrecht ausgeübt haben. Verpflichtungen zur Erstattung von Zahlungen 
müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Diese Frist beginnt für Sie mit der 
Absendung Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang.

Ende der Widerrufsbelehrung

Widerrufsbelehrung

Stand: 11/2023

Bei Fragen rufen Sie uns gerne an: 030 2757764-00 
Ein Service der Smartbroker AG



Besondere Hinweise für Vermögensanlagen
Die nachfolgenden Informationen beziehen sich auf Investments nach dem 
Vermögensanlagegesetz (VermAnlG). Die besonderen Hinweise haben einen grundsätzlichen 
und zusammenfassenden Charakter, ohne auf Einzelsachverhalte einzugehen. Sie ersetzen 
nicht die ausführlichen Informationen über das konkrete Investment und die mit diesem 
zusammenhängenden wesentlichen Risiken. 

1. Was sind Vermögensanlagen?
Vermögensanlagen sind nach dem Kleinanlegerschutzgesetz die folgenden Anlageformen, 
sofern es sich dabei nicht um Wertpapiere, Investmentfondsanteile oder Einlagen im
Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 KWG handelt: Anteile, die eine Beteiligung am Ergebnis 
eines Unternehmens gewähren, Anteile an einem Vermögen, das der Emittent oder ein 
Dritter in eigenem Namen für fremde Rechnung hält oder verwaltet (Treuhandvermögen), 
partiarische Darlehen, Nachrangdarlehen, Genussrechte, Namensschuldverschreibungen 
und sonstige Anlagen, die einen Anspruch auf Verzinsung und Rückzahlung gewähren 
oder im Austausch für die zeitweise Überlassung von Geld einen vermögenswerten, auf 
Barausgleich gerichteten Anspruch vermitteln.

Anteile, die eine Beteiligung am Ergebnis eines Unternehmens gewähren sind alle 
Beteiligungen als (Direkt-) Kommanditist, GmbH-Gesellschafter, GbR-Gesellschafter, 
stiller (typisch und atypisch still) Gesellschafter, oHG-Gesellschafter, Beteiligter an einer 
Ltd., PLC, LLC, SE, EWiR, SA usw. Damit sind auch Anteile an geschlossenen Fonds in Form 
einer Kommanditgesellschaft erfasst. Unabhängig von der rechtlichen Struktur beinhalten 
solche Anteile ein Recht auf Zinsen, Dividenden, Gewinn etc.

Über Anteile an einem Vermögen, das der Emittent oder ein Dritter in eigenem Namen 
für fremde  Rechnung  hält  oder  verwaltet  (Treuhandvermögen),  sind  die  einzelnen 
Kommanditisten nicht direkt beteiligt, sondern ein Treuhandkommanditist hält diese Anteile. 
Aber auch jede andere Form von Treuhandlösung wird im § 1 Abs. 2 Nr. 2 VermAnlG erfasst.

Partiarische Darlehen sind solche, bei denen der Kapitalgeber einem Unternehmen ein 
Darlehen gewährt und neben einem festen Zins zusätzlich Anspruch auf einen Anteil 
am Gewinn hat.

Nachrangdarlehen sind Darlehen, die an die Bedingung geknüpft sind, dass die Rückzahlung 
erst nach Ablösung aller anderen Verbindlichkeiten, also nachrangig, erfolgt. Dabei handelt 
es sich im Grunde um eine quasi „unternehmerische Beteiligung“, da der Darlehensgeber 
nicht besichert ist und in vollem Umfang das unternehmerische Risiko mit trägt.

Genussrechte sind schuldrechtliche Kapitalüberlassungsverhältnisse. Mit Abschluss 
des Genussrechtsver trages verpf l ichtet sich der Genussrechtsinhaber, dem 
Genussrechtsemittenten das Genussrechtskapital zur Verfügung zu stellen. Im Gegenzug 
wird der Kapitalgeber am Unternehmen beteiligt und erhält dafür einen Zins und bestimmte 
zusätzliche Rechte, ohne jedoch Gesellschafter zu werden und ohne Gesellschafterrechte 
(wie z. B. das Stimmrecht) zu haben.

Namensschuldverschreibungen sind festverzinsliche Anleihen, die auf den Namen 
lauten. Nur der legitimierte Inhaber des Papiers und Gläubiger der hierin verbrieften 
Forderung kann den Anspruch aus einer Namensschuldverschreibung geltend machen. 
Nur durch ein Indossament (schriftlicher Übertragungsvermerk auf der Rückseite) können 
Namensschuldverschreibungen übertragen werden, sie besitzen damit eine nur sehr 
eingeschränkte Verkehrsfähigkeit.

Sonstige Anlagen sind alle anderen Anlageformen wie z. B. Mietkauf mit Rückkaufoption, 
Sachwertdarlehen etc. Hierunter soll nach Ansicht des Gesetzgebers alles fallen, bei 
dem – wirtschaftlich betrachtet – eine Geldüberlassung auf Zeit gegen Zinsen oder gegen 
eine andere Form einer „Vergütung“ für die zeitliche Überlassung erfolgt. Damit fallen 
auch alle Arten des „Sachkaufes“ mit jeglicher Form von Verzinsung und Rückzahlung/ 
Rückkauf etc. unter den Begriff  der Vermögensanlagen.

Nach § 6 VermAnlG muss ein Anbieter (Emittent, § 1 Abs. 3 VermAnlG), der im Inland 
Vermögensanlagen öff entlich anbietet, einen Verkaufsprospekt dafür erstellen, diesen 
von der BaFin billigen lassen, bei ihr hinterlegen und anschließend veröff entlichen.

2. Laufzeit
Vermögensanlagen müssen eine Laufzeit von mindestens 24 Monaten ab dem Zeitpunkt 
des erstmaligen Erwerbs sowie eine ordentliche Kündigungsfrist von mindestens sechs 
Monaten vorsehen. Die Mindestlaufzeit hat eine doppelte Schutzwirkung: Zum einen erhält
der Anbieter der Vermögensanlage eine zeitlich begrenzte stabile Finanzierungsgrundlage. 
Zum anderen werden die Anlegerinnen und Anleger gewarnt, dass ihre Vermögensanlage 
eine unternehmerische Investition ist, die eine gewisse Dauer in Anspruch nimmt. Beide 
Parteien sollen den Umfang der Verzinsung und Rückzahlung im Hinblick auf die Anlageziele 
und Anlagepolitik überprüfen. 

Bei Vermögensanlagen, deren Anteile eine Beteiligung am Ergebnis eines Unternehmens 
gewähren sowie bei Treuhandvermögen, ist eine Kündigung nur zum Schluss eines 
Geschäftsjahres zulässig, sofern der Gesellschaftsvertrag oder die Anlagebedingungen 
nichts Abweichendes vorsehen. 

3. Risiken einer Vermögensanlage
Die Beteiligung an einer Vermögensanlage ist ein langfristiges Engagement. Das Ergebnis 
und der Erfolg des Investments hängen dabei von einer Vielzahl von Faktoren, z.B. von
Markteinfl üssen ab. Die Art der Investition ist deshalb mit erheblichen Risiken verbunden 
und eignet sich nur für risikobewusste Anleger. Zudem sollte eine Investition nur im Rahmen 
einer Beimischung in ein Anlageportfolio erfolgen. Nachfolgend werden allgemeine mit
einer Anlage verbundene Risiken aufgeführt, die nicht abschließend sind. Für weitere
Informationen zu den Grundlagen, wirtschaftlichen Hintergründen, Chancen und Risiken
wird auf die Angaben im Verkaufsprospekt der Vermögensanlage verwiesen. Folgende
strukturelle Risiken müssen bei einer Beteiligung an einer Vermögensanlage in jedem Fall
einkalkuliert werden:

1. Prognoserisiken
Vermögensanlagen sind im Regelfall als unternehmerische Beteiligungen 
konzipiert, an der sich Anleger langfristig beteiligen. Die wirtschaftliche 
Entwicklung der Vermögensanlage kann nicht über die gesamte Laufzeit 
vorhergesagt werden. Der Anbieter kann keine Garantie für eine plangemäße 
Entwicklung der Vermögensanlage geben. Der in Aussicht gestellte Ertrag ist 
nicht gewährleistet und kann auch niedriger ausfallen. Prognosen sind kein 
verlässlicher Indikator für die künftige Wertentwicklung einer Vermögensanlage.

2. Rechtsänderungsrisiko
Gesetze, die herrschende Rechtsprechung und/oder Vorschriften können 
sich während der Laufzeit der Vermögensanlage ändern. Es besteht 
das Risiko, dass der Emittent zusätzliche Kosten und Aufwendungen 
für die Einhaltung gesetzlicher Vorgaben oder die Einschaltung 
von rechtlichen oder steuerlichen Beratern zu tragen hat.

3. Mangelnde Fungibilität
Für Anteile an Vermögensanlagen besteht kein der Wertpapierbörse 
vergleichbarer gesetzlich geregelter Zweitmarkt. Eine vorzeitige Veräußerung
über den Zweitmarkt ist anders als bei Wertpapieren nur sehr eingeschränkt 
oder gar nicht möglich. Da auch eine vorzeitige Kündigung in der Regel 
nicht möglich ist, geht der Anleger eine langfristige Bindung ein.

4. Fremdfi nanzierungsrisiken
Die ohnehin bestehenden Verlustrisiken steigen erheblich, wenn 
die Beteiligung vom Anleger auf Kredit fremdfi nanziert wird. 
Aufgrund des mit einer Kreditaufnahme verbundenen Hebeleff ektes 
verstärken sich die negativen Auswirkungen einer wirtschaftlich 
ungünstigen Entwicklung der Beteiligung. Insbesondere von einer 
Kreditfi nanzierung einer Vermögensanlage ist daher abzuraten.

5. Totalverlustrisiko
Das Maximalrisiko des Anlegers besteht darin, dass der Anleger einen 
Totalverlust des eingesetzten Kapitals (Zeichnungssumme inkl. Agio) 
einschließlich ggf. nicht ausgezahlter Gewinne, sowie eine Verminderung 
seines sonstigen Vermögens aufgrund einer Inanspruchnahme aus einer 
aufgenommenen persönlichen Anteilsfi nanzierung und/oder dem Ausgleich 
einer persönlichen Steuerbelastung nebst darauf anfallender Zinsen 
und/oder einer möglichen Inanspruchnahme aus persönlicher Haftung 
erleidet, was bis zu einer Privatinsolvenz des Anlegers führen kann.

Eine ausführliche Darstellung der vorgenannten sowie weiteren Risiken sind dem jeweiligen 
Verkaufsprospekt zu entnehmen, dessen sorgfältige Lektüre unbedingt empfohlen 
wird. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die wallstreet:online capital AG die 
Richtigkeit und Vollständigkeit der Prospektangaben, die Bonität des Kapitalsuchenden 
sowie die Plausibilität des Anlagekonzepts nicht überprüft hat.

4. Kosten einer Vermögensanlage
Mit dem Erwerb von Vermögensanlagen fallen Kosten an, z.B. für Management, Verwaltung, 
Vertrieb, Vermarktung, Prospekterstellung und -prüfung, rechtliche und steuerliche
Beratung. Diese Kosten, welche direkt oder indirekt von Ihnen und anderen Anlegern zu 
tragen sind, beschränken das potenzielle Wachstum Ihrer Anlage. Einzelheiten hierzu,
insbesondere die genaue Höhe und Aufteilung dieser Kosten, sind im separaten Dokument
Kosteninformation dargestellt. Zudem besteht die Möglichkeit, dass im Zusammenhang mit 
der Investition für Sie weitere, individuelle Kosten und Steuerverbindlichkeiten entstehen. 
Sie sollten daher die Kostenstruktur der Vermögensanlage genau prüfen, bevor Sie sich 
für eine Investition in die Vermögensanlage entscheiden.

Bei Fragen rufen Sie uns gerne an: 030 2757764-00 
Ein Service der Smartbroker AG




